
BEKANNTMACHUNGEN

Allgemeinverfügung 
zum Inverkehrbringen von Covid-19-

Impfstoffen durch Apotheken
Vom 2. Februar 2022

Auf Grundlage von § 4 Abs. 3 MedBVSV1) wird gestattet:

1.	 Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz als 
zuständige Behörde für den Vollzug des Arzneimittelge-
setzes in Hamburg gestattet den Inhabern einer Erlaub-
nis nach § 1 ApoG2) und Krankenhausapotheken nach 
§ 4 ApoG, die in den Räumen der jeweiligen Apotheke 
unter Abweichung von den §§ 13 bis 15 sowie § 19 
AMG3) oder §§ 3, 4, 11, 15, 16 und 17 AMWHV4) herge-
stellten Covid-19-Impfstoffe „Comirnaty®“ des Phar-
mazeutischen Unternehmers BioNTech, „Vaxzevria®“ 
des Pharmazeutischen Unternehmers AstraZeneca, 
„Covid-19 Vaccine Janssen®“ des Pharmazeutischen 
Unternehmers Janssen-Cilag International NV, „Spike-
vax®“ des Pharmazeutischen Unternehmers Moderna 
Biotech Spain S.L. (Moderna) sowie „Nuvaxovid®“ des 
Pharmazeutischen Unternehmers Novavax in den Ver-
kehr zu bringen.

2.	 Die Abweichungen von den genannten Vorschriften 
sind nur in Bezug auf das Abpacken der Vials sowie das 
Kennzeichnen und die Freigabe, jeweils auf Ebene der 
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1)	 Verordnung zur Sicherstellung der Versorgung der 
Bevölkerung mit Produkten des medizinischen Bedarfs 
bei der durch das Coronavirus SARS-CoV-2 verursachten 
Epidemie (Medizinischer Bedarf Versorgungssicherstel-
lungsverordnung) vom 25.05.2020 (BAnz AT 26.05.2020 
V1), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27.07.2021 (BGBl. 
I S. 3146).

2)	 Gesetz über das Apothekenwesen (Apothekengesetz – 
ApoG) in der Fassung vom 15.10.1980 (BGBl. I S. 1993), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.06.2021 (BGBl. I 
S. 1309).

3)	 Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln (Arzneimit-
telgesetz – AMG) in der Fassung vom 12.12.2005 (BGBl. I 
S. 3394), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.08.2021 
(BGBl. I S. 3519).

4)	 Arzneimittel- und Wirkstoffherstellungsverordnung 
(AMWHV) vom 03.11.2006 (BGBl. I S. 2523), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 09.08.2019 (BGBl. I S. 1202).
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Sekundärverpackung, zulässig und nur sofern die Vor-
gaben der Prozessbeschreibung der ABDA „Versorgung 
mit Covid-19-Impfstoffen“ in der jeweils gültigen aktu-
ellen Fassung sowie der jeweils anzuwendenden Stan-
dardarbeitsanweisung der Bundesapothekerkammer 
„Umgang mit dem Covid-19-Impfstoff Comirnaty® von 
BioNTech in der Apotheke“, „Umgang mit dem Covid-
19-Impfstoff Vaxzevria® von AstraZeneca in der Apo-
theke“, „Umgang mit Covid-19 Vaccine Janssen in der 
Apotheke“, „Umgang mit dem Covid-19-Impfstoff 
Spikevax® von Moderna in der Apotheke“ und 
„Umgang mit dem Covid-19-Impfstoff Nuvaxovid® von 
Novavax in der Apotheke“ in der jeweils gültigen aktuel-
len Fassung erfüllt werden.

3.	 Diese Gestattung kann jederzeit ganz oder teilweise 
widerrufen werden. Die Gestattung endet spätestens mit 
Ablauf des 25. November 2022. Arzneimittel, die nach 
Ende der Gestattung unter Abweichung von den unter 
Ziff. 1 genannten Vorschriften hergestellt werden, sind 
nicht mehr verkehrsfähig.

4.	 Die sofortige Vollziehung wird angeordnet.

5.	 Die „Allgemeinverfügung zum Inverkehrbringen des 
Fertigarzneimittels Comirnaty® des Pharmazeutischen 
Unternehmers BioNTech durch Apotheken vom 
31.03.2021“, die „Allgemeinverfügung zum Inverkehr-
bringen des Fertigarzneimittels Vaxzevria® des Phar-
mazeutischen Unternehmers AstraZeneca durch Apo-
theken vom 16.04.2021“, die „Allgemeinverfügung zum 
Inverkehrbringen des Fertigarzneimittels Covid-19 Vac-
cine Janssen® des Pharmazeutischen Unternehmers 
Janssen-Cilag International NV durch Apotheken vom 
12.05.2021“, die „Allgemeinverfügung zum Inverkehr-
bringen des Fertigarzneimittels Spikevax® des Pharma-
zeutischen Unternehmers Moderna Biotech Spain S.L. 
(Moderna) durch Apotheken vom 08.September 2021“ 
und die „Allgemeinverfügung zum Inverkehrbringen 
von Covid-19-Impfstoffen durch Apotheken vom 
08.10.2021“ werden aufgehoben.

Begründung

Gemäß § 4 Absatz 3 MedBVSV kann die für die Überwa-
chung des Verkehrs mit Arzneimitteln nach § 64 AMG 
zuständige Behörde im Einzelfall das Inverkehrbringen von 
Arzneimitteln gestatten, die abweichend von §§ 13 bis 15 
sowie § 19 AMG oder abweichend von §§ 3, 4, 11, 15, 16 und 
17 oder §§ 22 bis 26 AMWHV hergestellt wurden, wenn die 
nach § 77 AMG zuständige Bundesoberbehörde nach Vor-
nahme einer Nutzen-Risiko-Bewertung feststellt, dass die 
jeweilige Ausnahme von den genannten Vorschriften zur 
Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung mit Arz
neimitteln erforderlich ist und die Qualität, Wirksamkeit 
und Unbedenklichkeit der herzustellenden Arzneimittel 
gewährleistet sind.

Die Covid-19-Impfkampagne begann am 27. Dezember 
2020 in Deutschland. Mittlerweile nehmen sowohl die Ver-
tragsärztinnen und Vertragsärzte als auch Privatärztinnen 
und Privatärzte, Betriebsärztinnen und Betriebsärzte, die 
zuständigen Stellen der Länder, die von ihnen beauftragten 
Dritten, die Impfzentren, die mobilen Impfteams und die 
Krankenhäuser sowie Apotheken Impfungen gegen Covid-
19 vor und sind sämtlich in das Distributionssystem über 
die Apotheken und den pharmazeutischen Großhandel 
einbezogen. Dies ist erforderlich, um weiterhin den bisher 
noch nicht geimpften Personen in Deutschland möglichst 
niedrigschwellige Impfangebote zu machen sowie erforder-
liche Auffrischungsimpfungen („Drittimpfungen“) vorzu-
nehmen. Am 20. Dezember 2021 wurde mit dem Impfstoff 
des Pharmazeutischen Unternehmers Novavax (Nuvaxo-

vid®) der nunmehr fünfte Impfstoff gegen Covid-19 in der 
EU zugelassen. Da dieser Impfstoff eine andere Technolo-
gie als die bisherigen zugelassenen Impfstoffe nutzt, besteht 
die Erwartung, dass Personen, die bisher eine Impfung auf 
Grund von Bedenken bezüglich der bisher zugelassenen 
Impfstoffe abgelehnt haben, sich nunmehr für eine Imp-
fung entschließen können und Nuvaxovid® damit zum 
Schließen der Impflücke beitragen kann.

Zur Sicherstellung der Versorgung ist es erforderlich, 
dass die Apotheken in die Lage versetzt werden, die in 
Großpackungen gelieferten Fertigarzneimittel entspre-
chend umzupacken, um diese an die impfenden Personen 
abgeben zu können. Das Paul-Ehrlich-Institut als zustän-
dige Bundesoberbehörde hat mit Schreiben vom 31.01.2022 
nach Vornahme einer Nutzen-Risiko-Bewertung festge-
stellt, dass die Ausnahme von den genannten Vorschriften 
weiterhin zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölke-
rung mit den oben genannten Impfstoffen erforderlich ist 
und die Qualität, Wirksamkeit und Unbedenklichkeit der 
Arzneimittel bei Einhaltung der jeweiligen o.g. Standard
arbeitsanweisungen gewährleistet sind.

Da weiterhin die Gefahr einer Verstärkung des Infek
tionsgeschehens mit erheblichen Folgen für Leben und 
Gesundheit der Bevölkerung und einer möglichen Überfor-
derung des Gesundheitssystems besteht, stellt diese Gestat-
tung einen geeigneten Weg zur Sicherstellung der Immuni-
sierung der Bevölkerung gegen COVID-19 dar.

Begründung der sofortigen Vollziehung

Gemäß § 80 Absatz 2 Nr. 4 VwGO5) ist die Anordnung 
der sofortigen Vollziehung im öffentlichen Interesse mög-
lich. Es besteht ein besonderes öffentliches Interesse an der 
sofortigen Vollziehung, da nur durch die Einbeziehung der 
Apotheken und dort erfolgende Aufteilung der Impfstoff
vials entsprechend der Bestellungen der impfenden Perso-
nen eine zügige und flächendeckende Versorgung mit dem 
Impfstoff möglich ist. Würde demgegenüber ein möglicher 
(Dritt-)Widerspruch zur aufschiebenden Wirkung führen 
und damit die Apotheken am Umverpacken und der Abgabe 
der Impfstoffe rechtlich gehindert werden, würde die Impf-
kampagne verzögert werden. Durch eine weiter verzögerte 
Impfkampagne wäre, gerade auch mit Blick auf die sich 
derzeit ausbreitende Omikron-Variante des Sars-CoV-2- 
Virus, mit erheblichen weiteren Krankheits- und Todesfäl-
len sowie weiteren Einschränkungen der Freiheit der 
Bevölkerung sowie einer möglichen Überlastung des 
Gesundheitswesens durch Covid-19 zu rechnen. Gegenüber 
diesem besonderen öffentlichen Interesse am Schutz der 
Gesundheit der Bevölkerung müssen etwaige private bzw. 
wirtschaftliche Interessen zurücktreten.

Diese Allgemeinverfügung kann ganz oder teilweise 
jederzeit widerrufen werden.

Bekanntmachung

Diese Allgemeinverfügung gilt wegen der Eilbedürftig-
keit als am Tage nach ihrer Ausfertigung als bekannt gege-
ben.

Diese Allgemeinverfügung und ihre Begründung kann 
innerhalb der üblichen Bürozeiten bei der Behörde für 
Justiz und Verbraucherschutz, Friesenstraße 1, 20097 Ham-
burg eingesehen werden.

5)	 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) in der Fassung 
vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 08.10.2021 (BGBl. I S. 4650).

198



Amtl. Anz. Nr. 13 Dienstag, den 15. Februar 2022

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe bei der Behörde für 
Justiz und Verbraucherschutz, Amt für Verbraucher-
schutz, Abteilung Pharmaziewesen und Medizinpro-
dukte, Postfach 302822, 20310 Hamburg, Widerspruch 
eingelegt werden.

Widerspruch und Anfechtungsklage haben aufgrund der 
Anordnung der sofortigen Vollziehung keine aufschiebende 
Wirkung.

Das Verwaltungsgericht Hamburg, Lübeckertordamm 4, 
20099 Hamburg, kann gemäß § 80 Absatz 5 VwGO auf 

Antrag die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise 
anordnen bzw. wiederherstellen. Der Antrag ist schon vor 
der Erhebung der Anfechtungsklage zulässig.

Die Einlegung des Widerspruchs per einfacher E-Mail 
genügt nicht den gesetzlichen Anforderungen.

Das erfolglose Widerspruchsverfahren ist gebühren-
pflichtig.

Hamburg, den 2. Februar 2022

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz
Amt für Verbraucherschutz

Abteilung Pharmaziewesen und Medizinprodukte
Amtl. Anz. S. 197

Elektronische Aktenführung 
bei den Gerichten in der Freien und Hansestadt Hamburg

Allgemeine Verfügung der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz
Nr. 2/2022

vom 31. Januar 2022, Az.: 1454-31.01
Amtl. Anz. S. 199

I.
Die Allgemeine Verfügung der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz Nr. 10/2020 vom 20. August 2020, Az.: 1454-

31.01 (Amtl. Anz. S. 1769), zuletzt geändert durch die Allgemeine Verfügung der Behörde für Justiz und Verbraucherschutz 
Nr. 32/2021 vom 27. Dezember 2021, Az.: 1454-31.01 (Amtl. Anz. S. 53), wird wie folgt geändert:

Die Tabelle in Nummer I wird wie folgt neu gefasst:

Nr. Gericht Verfahren Datum

1. Landgericht  
Hamburg

Erstinstanzliche Verfahren sowie selbständige Beweisverfahren und selbständige PKH-Ver-
fahren für erstinstanzliche Verfahren der Zivilkammern 8, 13, 16, 28 sowie der Kammer 3 für 
Handelssachen; einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem 
Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter dem Registerzeichen AR geführt werden.

23.9.2020

Erstinstanzliche Verfahren sowie selbständige Beweisverfahren und selbständige PKH-Ver-
fahren für erstinstanzliche Verfahren der Zivilkammer 34; einschließlich der von anderen 
Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwie-
senen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter dem Registerzeichen AR geführt werden.

5.5.2021

2.
Hanseati- 
sches Ober- 
landesgericht

Sämtliche Verfahren des 2. Zivilsenats, des 13. Zivilsenats, des 15. Zivilsenats und des Verga-
besenats; einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt 
eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind die beim 13. Zivilsenat geführten familienrechtlichen Verfahren 
sowie Verfahren über Anträge nach § 101 des Steuerberatungsgesetzes.

Ausgenommen sind ferner die beim 15. Zivilsenat geführten Verfahren über Beschwerden 
nach § 57 Absatz 2 Satz 2 und § 73 Absatz 4 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen.

Weiter ausgenommen sind die Beschwerden gegen die Entscheidungen des Grundbuchamts 
nach dem Vierten Abschnitt der Grundbuchordnung sowie Beschwerden gegen Entschei-
dungen des Registergerichts nach dem Sechsten Abschnitt der Schiffsregisterordnung ein-
schließlich der diese Sachen betreffenden Beschwerden und Erinnerungen in Kostensachen; 
diese richten sich nach § 1 Absatz 2 HmbEAktFVO in Verbindung mit der Anlage 2 der 
HmbEAktFVO.

21.4.2021

3. Amtsgericht  
Hamburg

Sämtliche Verfahren der Abteilungen 4, 8b, 12, 16, 21, 22a, 23a, 31a, 32, 33a, 36a, 48; ein-
schließlich der von anderen Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehen-
den abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Registerzeichen M oder AR geführt 
werden oder die Rechtsbehelfe nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten zum Gegen-
stand haben.

5.5.2021

4.
Arbeits- 
gericht  
Hamburg

Sämtliche Verfahren der Kammern 7 und 10; einschließlich der von anderen Gerichten oder 
Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Registerzeichen AR oder Ba geführt 
werden.

1.10.2021
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5.

Hamburgi- 
sches Ober- 
verwaltungs- 
gericht

Sämtliche Verfahren des 1. Senats auf dem Gebiet des Asylrechts, die am 1. November 2021 
bei diesem Senat anhängig waren oder ab diesem Zeitpunkt eingehen; einschließlich der von 
anderen Gerichten oder Spruchkörpern abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

24.1.2022

6.
Finanzge-
richt 
Hamburg

Sämtliche Verfahren des 6. Senats; einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruch-
körpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren. 1.12.2021

7. Sozialgericht  
Hamburg

Sämtliche Verfahren der Kammern 4, 10, 23, 28, 31, 32, 33, 51; einschließlich der von ande-
ren Gerichten oder Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder 
verwiesenen Verfahren.

Hiervon ausgenommen sind Verfahren, die unter den Registerzeichen/Zusatzzeichen SF GR 
geführt werden.

24.1.2022

8.
Landessozial- 
gericht  
Hamburg

Sämtliche Verfahren des 4. Senats; einschließlich der von anderen Gerichten oder Spruch-
körpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren.

24.1.2022

9. Verwaltungs- 
gericht  
Hamburg

Sämtliche Verfahren der Kammern 1 und 10; einschließlich der von anderen Gerichten oder 
Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren. 21.2.2022

10.
Amtsgericht  
Hamburg- 
Altona

Sämtliche Verfahren des Familiengerichts; einschließlich der von anderen Gerichten oder 
Spruchkörpern ab diesem Zeitpunkt eingehenden abgegebenen oder verwiesenen Verfahren. 2.3.2022

II.
Diese Allgemeine Verfügung tritt am 21. Februar 2022 in Kraft.

Hamburg, den 31. Januar 2022

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz Amtl. Anz. S. 199

Bekanntmachung der Allgemeinverfügung 
Muster-Corona-Hygieneplan für alle Schulen 

in der Freien und Hansestadt Hamburg
25. überarbeitete Fassung, gültig ab 6. Februar 2022

Gemäß § 41 Absatz 4 Satz 3 erster Halbsatz des Hambur-
gischen Verwaltungsverfahrensgesetzes (HmbVwVfG) vom 
9. November 1977 (HmbGVBl. S. 333, 402), zuletzt geändert 
am 18. März 2020 (HmbGVBl. S. 171), wird die nachste-
hende Allgemeinverfügung abgedruckt. Diese ist gemäß 
§ 41 Absatz 4 Satz 3 zweiter Halbsatz HmbVwVfG am  
7. Februar 2022 um 8.18 Uhr im Internet zugänglich 
gemacht worden und unter https://www.hamburg.de/ 
14709468 abrufbar.

Hamburg, den 7. Februar 2022

Die Behörde für Schule und Berufsbildung
Amtl. Anz. S. 200

Muster-Corona-Hygieneplan 
für alle Schulen 

in der Freien und Hansestadt Hamburg
25. überarbeitete Fassung, gültig ab 6. Februar 2022

VORBEMERKUNG

0.	 ANORDNUNG DER SOFORTIGEN  
VOLLZIEHUNG ALLER REGELUNGEN

1.	 DURCHFÜHRUNG DES SCHULBETRIEBS  
IM SCHULJAHR 2021/22

1.1.	 VERPFLICHTENDE SCHNELLTESTS  
FÜR LAIEN BEI ALLEN AN DER  
SCHULE TÄTIGEN PERSONEN

1.2.	 VERPFLICHTENDE SCHNELLTEST FÜR  
LAIEN BEI SCHÜLERINNEN UND SCHÜLERN

1.3.	 AUSNAHMEN VON DER TESTPFLICHT

2.	 ABSTANDS- UND KONTAKTREGELN

2.1.	 ABSTANDS- UND KONTAKTREGELN  
FÜR SCHÜLERINNEN UND SCHÜLER

2.2.	 ABSTANDS- UND KONTAKTREGELN  
FÜR DAS SCHULISCHE PERSONAL

2.3.	 MAßNAHMEN ZUR SICHERSTELLUNG  
DER ABSTANDREGELN

3.	 DAS TRAGEN VON MEDIZINISCHEN MASKEN

4.	 UMGANG MIT SCHÜLERINNEN  
UND SCHÜLERN MIT ERHÖHTEM RISIKO

5.	 PERSÖNLICHE HYGIENE

5.1.	 UMGANG MIT SYMPTOMEN

5.2.	 ALLGEMEINE REGELN ZUR PERSÖNLICHEN 
HYGIENE

6.	 RAUMHYGIENE

6.1.	 LÜFTUNG DER SCHULISCHEN  
RÄUMLICHKEITEN

6.2.	 REINIGUNG AN SCHULEN

6.3.	 HYGIENE IM SANITÄRBEREICH

7.	 INFEKTIONSSCHUTZ IN DEN  
KÜNSTLERISCHEN FÄCHERN UND IN SPORT

8.	 MITTAGESSEN UND  
TRINKWASSERVERSORGUNG

9.	 INFEKTIONSSCHUTZ IM SCHULBÜRO

10.	 INFEKTIONSSCHUTZ BEI DER ERSTEN HILFE

11.	 KONFERENZEN UND VERSAMMLUNGEN

12.	 ZUGANG VON ELTERN UND  
SCHULFREMDEN PERSONEN
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13.	 REISERÜCKKEHRERINNEN UND  
REISERÜCKKEHRER

14.	 DOKUMENTATION UND NACHVERFOLGUNG
15.	 AKUTER CORONAFALL  

UND MELDEPFLICHTEN

Vorbemerkung
Alle Schulen in Hamburg verfügen nach § 36 i.V.m. § 33 

Infektionsschutzgesetz (IfSG) über einen schulischen 
Hygieneplan, in dem die wichtigsten Eckpunkte nach dem 
Infektionsschutzgesetz geregelt sind. Der vorliegende Mus-
ter-Corona-Hygieneplan basiert auf den Vorgaben des 
Infektionsschutzgesetzes und auf der Verordnung zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-COV-2 
in der Freien und Hansestadt Hamburg. Er enthält Anga-
ben über die zu treffenden technischen, organisatorischen 
und ggf. erforderlichen individuellen Maßnahmen zum 
Arbeitsschutz und ist von allen Hamburger Schulen ent-
sprechend ihrer schulischen Gegebenheiten zu operationa-
lisieren. Die Schule muss einen eigenen Hygieneplan nur 
dann und soweit aufstellen, als sie wegen räumlichen oder 
personeller Besonderheiten von diesem Musterhygieneplan 
abweichen muss.

Dieser Plan gilt ab dem 7. Februar 2022 bis zu dem Zeit-
punkt, zu dem die Behörde für Schule und Berufsbildung in 
Abstimmung mit der Behörde für Arbeit, Gesundheit, So
ziales, Familie und Integration die Vorgaben an die allge-
meine Entwicklung der Corona-Pandemie anpasst. Rege-
lungen zum Einsatz des schulischen Personals und der 
Verwaltungsangestellten in Schulbüros mit höherem Risiko 
sind nicht Teil dieses Muster-Corona-Hygieneplans. Beach-
ten Sie hierzu die Anlage 5 des Schreibens der Amtsleitung 
vom 29. Juli 2021.

Schulleitungen sowie Pädagoginnen und Pädagogen 
gehen bei der Umsetzung der Hygienemaßnahmen mit 
gutem Beispiel voran und sorgen zugleich dafür, dass die 
Schülerinnen und Schüler die Hygienehinweise ernst neh-
men und umsetzen. Alle Beschäftigten der Schulen, alle 
Schülerinnen und Schüler sowie alle weiteren regelmäßig 
an den Schulen arbeitenden Personen sind darüber hinaus 
gehalten, sorgfältig die Hygienehinweise der Gesundheits-
ämter bzw. des Robert Koch-Instituts zu beachten. Über die 
Hygienemaßnahmen sind das Personal, die Schülerinnen 
und Schüler sowie die Erziehungsberechtigten auf jeweils 
geeignete Weise zu unterrichten.

Zuständig: Schulleitung

0. 	 Anordnung der sofortigen Vollziehung aller Regelun-
gen
Die sofortige Vollziehung der im Muster-Corona-Hygi-
eneplan enthaltenen Regelungen und Pflichten wird 
hiermit angeordnet. Die im Muster-Corona-Hygiene-
plan enthaltenen Regelungen und Pflichten dienen 
dem Schutz individueller Rechtsgüter von höchstem 
Rang, insbesondere von Leben und Gesundheit aller 
schulischen Beteiligten. Weiterhin sind sie unerläss-
lich, um den Schulbetrieb zu gewährleisten, und die-
nen damit der Aufrechterhaltung einer staatlichen Auf-
gabe von überragender Bedeutung für das Gemeinwe-
sen. Gegenläufige Interessen einzelner Betroffener 
müssen angesichts der nach wie vor hohen Gefahren 
für Leib und Leben sowie angesichts des Interesses an 
der Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Schulbe-
triebs zurückstehen.

1. 	 Durchführung des Schulbetriebs im Schuljahr 2021/22
Die Monate des ausgesetzten Regelschulbetriebes 
waren für die Familien sowie die Kinder und Jugendli-

chen mit großen Belastungen verbunden. Das Lernen 
zu Hause unterscheidet sich erheblich vom Lernen in 
der Schule. Führende Virologen und Wissenschaftler 
weisen zudem darauf hin, dass Kinder und Jugendliche 
auch in ihrer sozialen und psychischen Entwicklung 
Schaden nehmen können, wenn sie sich nicht regelmä-
ßig mit Gleichaltrigen austauschen können und von 
ausgebildeten Pädagogen in ihrer Entwicklung geför-
dert werden. Für alle Kinder und Jugendlichen gilt 
unabhängig von ihren Lebensverhältnissen, dass 
Schule als Ort des Lernens und des sozialen Miteinan-
ders eine besondere Bedeutung für Bildung und Ent-
wicklung hat.

Im August 2021 sind die Schulen aller Schulformen 
über alle Jahrgänge im vollen Präsenzunterricht nach 
Stundentafel gestartet. Die vergangenen Monate haben 
gezeigt, dass sich das Infektionsgeschehen rasch 
beschleunigen kann. Die Beibehaltung der Hygiene-
maßnahmen ist deshalb unverändert erforderlich.

Schülerinnen und Schüler vom Präsenzunterricht zu 
befreien, wird ab dem 18.10.2021 nur noch in einzelnen 
Ausnahmefällen aus nachgewiesenen gesundheitlich 
zwingenden Gründen geboten sein, siehe auch Kap. 4. 
Diese Schülerinnen und Schüler werden von der Schule 
nach den vorhandenen personellen Ressourcen mit 
Angeboten des Distanzunterrichts versorgt. Für Reise-
rückkehrerinnen und Reiserückkehrer gelten die Rege-
lungen aus Kap. 13.

Zuständig: Schulleitung

1.1. 	Verpflichtende Schnelltests für Laien bei allen an der 
Schule tätigen Personen

Nach § 23 Abs. 1b HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO 
gilt ab dem 18.09.2021: Andere Personen als Schülerin-
nen und Schüler dürfen das Schulgelände nur betreten 
bzw. dort verbleiben, wenn sie einen negativen Corona-
virus-Testnachweis (§ 10 h HmbSARS-CoV-2-Eindäm-
mungsVO), einen Coronavirus-Impfnachweis oder 
einen Genesenen-Nachweis vorlegen. Diese Regelun-
gen gilt insbesondere für das pädagogische Personal 
ebenso wie das Verwaltungspersonal an Schulen, für 
das Personal externer Dienstleister (z. B. Catering- oder 
Reinigungsunternehmen), für die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter von Trägern der Freien Kinder- und 
Jugendhilfe) sowie auch für ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer. Auf den jeweiligen Beschäftigungsstatus 
(angestellt, selbständig, ehrenamtlich usw.) kommt es 
hierbei nicht an.

Die Änderung des Infektionsschutzgesetzes sieht seit 
dem 25.11.2021 eine 3-G-Zugangsregel am Arbeitsplatz 
vor. Wer weder geimpft noch genesen ist, darf seine 
Arbeitsstätte grundsätzlich nur betreten, wenn er einen 
aktuellen Testnachweis hat. Zur Erfüllung dieser Test-
pflicht können die kostenlosen Bürgertests in den Test-
zentren genutzt werden. Der entsprechende Testnach-
weis ist den Schulleitungen oder einer von ihr beauf-
tragten Person vorzulegen. Die Nutzung der Testange-
bote ist keine Arbeitszeit. Ein Anspruch auf Dienst-/
Arbeitsbefreiung sowie auf Kostenersatz besteht nicht

Ausgenommen sind Sorgeberechtigte der Schülerinnen 
und Schüler, weiter die Polizei, die Rettungsdienste, 
die Feuerwehr, der Katastrophenschutz sowie Bediens-
tete des zuständigen Bezirksamts. Ausgenommen sind 
darüber hinaus Personen, die sich nur temporär auf 
dem Schulgelände befinden und keinen direkten Kon-
takt zu den Schülerinnen und Schülern haben oder 
wenn sie sich außerhalb der Unterrichtszeit auf dem 
Schulgelände befinden wie u. a. Handwerker, Land-
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schaftsgärtner, Personen, die auf abgeschlossenen schu-
lischen Baustellen tätig sind, sowie Mitglieder von 
Sportvereinen.
Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel-
deverpflichtungen aus Kap. 15.

1.2. 	Verpflichtende Schnelltest für Laien bei Schülerinnen 
und Schülern
Schülerinnen und Schüler, die Präsenzangebote an der 
Schule wahrnehmen, dies schließt die von der Schule 
für verpflichtend erklärte Anwesenheit wie der bei 
Klausuren ein, werden nur zugelassen, wenn sie
–	 zuvor unter Aufsicht der Schule einen Selbsttest mit 

negativem Ergebnis selbst durchgeführt haben,
–	 einen Antigen-Schnelltest gemäß § 10 d HmbSARS-

CoV-2-EindämmungsVO bei einem zugelassenen 
Testzentrum durchführen und ein negatives Ergeb-
nis bestätigt bekommen haben, das nicht älter als 24 
Stunden ist oder

–	 einen PCR Test vorlegen, der § 10 d HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO entspricht und nicht älter 
ist als 48 Stunden.

Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler der Vor-
schulklassen. Verweigern Schülerinnen und Schüler 
eine Selbsttestung, werden sie zu schulischen Präsen-
zangeboten nicht zugelassen und müssen das Schulge-
lände verlassen.
Die Testpflicht umfasst mindestens zwei verpflich
tende Tests in jeder Kalenderwoche. Die Erhöhung der 
Testfrequenz kann durch das zuständige Gesundheits-
amt im Einzelfall oder durch die Behörde für Schule 
und Berufsbildung nach allgemeiner Infektionsent-
wicklung angeordnet werden. Zu verwenden sind stets 
die von der FHH zur Verfügung gestellten Schnelltests, 
sofern nicht die Alternative nach § 10 d HmbSARS-
CoV-2-EindämmungsVO wahrgenommen wird. Der 
Test sollte jeweils zu Beginn des Schultages durchge-
führt werden. Der Montag ist als Testtag festgelegt, 
ansonsten ist eine gleichmäßige Verteilung auf die 
weiteren Wochentage vorzusehen. Dies gilt bis auf 
Weiteres auch für geimpfte und genesene Personen im 
Sinne der COVID-19 Schutzmaßnahmen-Ausnahmen-
verordnung, siehe auch Kap. 1.3.
Bei einem positiven Schnelltestergebnis gelten die Mel-
deverpflichtungen aus Kap. 15 sowie die Dokumentati-
onspflichten aus Kap. 14. Darüber hinaus ist keine 
personenbezogene Dokumentation der durchgeführten 
und negativ ausgefallenen Schnelltests durch die Schu-
len notwendig. Zu Monitoringzwecken ist allein der 
zahlenmäßige Verbrauch der Schnelltests zu erfassen 
und der BSB auf Abfrage zu melden.
Für Angebote der Jugendmusikschule außerhalb des 
Regelunterrichts gilt bei ein 2-G-Zugangsmodell. 
Schülerinnen und Schüler nach Vollendung des 16. 
Lebensjahres müssen daher einen Coronavirus-Impf-
nachweis oder Genesenen-Nachweis, jeweils in Verbin-
dung mit einem amtlichen Lichtbildausweis vorzeigen. 
Alternativ müssen sie ein qualifiziertes schriftliches 
ärztliches Zeugnis (§ 10j Abs. 2 der EindämmungsVO) 
im Original darüber vorlegen, dass sie sich aufgrund 
einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das 
Coronavirus impfen lassen können und einen negati-
ven Coronavirus-Testnachweis nach § 10h vorlegen.

1.3. 	Ausnahmen von der Testpflicht
Für Schülerinnen und Schüler gilt die Testpflicht 
uneingeschränkt. Dies gilt auch, wenn sie geimpft oder 
genesen sind.

Schulleitungen können von der Einhaltung der Test-
pflicht bei Schülerinnen und Schülern dann Abstand 
nehmen, wenn sie eine besondere persönliche Härte 
bedeutet. Eine solche Härte liegt vor, wenn die gefor-
derte Handlung, wie die Durchführung eines Selbst-
tests, für den Schüler oder die Schülerin beispielsweise 
aufgrund eines sonderpädagogischen Förderbedarfs 
mit besonderen Beeinträchtigungen verbunden ist.
Für andere Personen gilt:
Vollständig Geimpfte oder Genesene sind nach 
Beschlusslage auf Bundesebene getesteten Personen 
gleichgestellt. Auch die Pflicht, sich zweimal in der 
Woche für den Präsenzunterricht testen zu lassen, gilt 
für diese Gruppe nicht mehr.
Als vollständig geimpft gelten alle Personen erst ab 
dem 15. Tag nach der zweiten Corona-Schutzimpfung 
mit einem in der EU zugelassenen Impfstoff. Geimpfte 
müssen einen entsprechenden Nachweis vorlegen kön-
nen. Bei Geimpften ist das der Impfausweis oder eine 
Impfbescheinigung in deutscher, englischer, französi-
scher, italienischer oder spanischer Sprache als Papier-
dokument oder in digitaler Form (§ 2 Abs. 5 Hmb
SARS-CoV-2-EindämmungsVO i.V.m. § 2 COVID-19- 
Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung). Als voll-
ständig geimpft gelten auch diejenigen Personen, die 
zusätzlich zu einer durchgemachten Infektion mit dem 
SARS-CoV-2-Virus eine einzelne Impfdosis erhalten 
haben (geimpfte Genesene). Ist die Corona-Infektion 
vor der Impfung aufgetreten, so gilt die Person ab dem 
Tag der Impfung sofort als vollständig geimpft. Ist die 
Corona-Infektion nach der Impfung aufgetreten, so gilt 
die Person ab dem 29. Tag nach der Abnahme des posi-
tiven Tests als vollständig geimpft.
Als Genesene gelten alle Personen, die eine Corona-In-
fektion überstanden haben, die mindestens 28 Tage 
sowie maximal 90 Tage (seit Datum der Abnahme des 
positiven Tests) zurückliegt, oder die nach der zurück-
liegenden Infektion mindestens eine Corona-Schutz
impfung erhalten haben. Bei Genesenen ist ein Genese-
nen-Nachweis erforderlich. Hierbei handelt es sich um 
eine Bescheinigung, dass eine Infektion mit dem 
Coronavirus auf Grundlage eines PCR-Tests festge-
stellt worden ist.

2. 	 Abstands- und Kontaktregeln
2.1. 	Abstands- und Kontaktregeln für Schülerinnen und 

Schüler
Schülerinnen und Schüler sollen angehalten werden, 
nach Möglichkeit Abstand zu wahren. Insbesondere ist 
darauf zu achten, dass unmittelbare körperliche Kon-
taktaufnahmen (z. B. Umarmungen, Händeschütteln, 
körperbetonte Sportaktivitäten in der Pause u. a.) 
soweit wie möglich vermieden werden.
Das allgemeine Abstandsgebot wird zur Sicherstellung 
des Unterrichts in Bezug auf das Lernen im Schulun-
terricht eingeschränkt. Schülerinnen und Schüler sol-
len deswegen ganz überwiegend in ihrer Klasse lernen. 
Um eine sinnvolle Unterrichtsgestaltung zu ermögli-
chen, ist das Abstandsgebot zwischen den Schülerin-
nen und Schülern im Unterricht in der Klasse sowie 
allen Lern-, Förder- und Ganztagsangeboten aufgeho-
ben.
Schülerinnen und Schüler können in besonderen Fäl-
len – beispielsweise in Wahlpflichtkursen, Arbeitsge-
meinschaften oder Oberstufenkursen – auch in weite-
ren Lerngruppen lernen, selbst wenn sie dann mit 
anderen Schülerinnen und Schülern in Kontakt kom-
men. Dabei soll grundsätzlich darauf geachtet werden, 
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dass nur Schülerinnen und Schüler einer Jahrgangs-
stufe (Kohorte) in den verschiedenen Lerngruppen 
zusammen lernen. In besonderen Ausnahmefällen kön-
nen auch Lerngruppen aus Schülerinnen und Schülern 
mehrerer Kohorten gebildet werden. Diese sind mit 
der Schulaufsicht abzustimmen.

Aufgehoben ist die Kohortenregelung für den Außen-
bereich. Ebenfalls aufgehoben ist die Kohortenrege-
lung für die Jahrgangsstufen VSK bis 4 an den Grund-
schulen und an den Grundschulabteilungen der spezi-
ellen Sonderschulen und der ReBBZ im Falle des Ver-
tretungsunterrichts.

Auch im Ganztag gilt, dass Schülerinnen und Schüler 
aus einem Jahrgang bzw. einer Kohorte untereinander 
keinen Abstand einhalten müssen. Schülerinnen und 
Schüler aus verschiedenen Jahrgangsstufen bzw. ver-
schiedenen Kohorten dagegen den Abstand wahren. 
Zur Ausnahme für den Außenbereich bzw. den Vertre-
tungsunterricht in den Jahrgangsstufen VSK bis 4 s.o.

Im Regelfall gilt wie beschrieben die entsprechende 
Jahrgangsstufe als Kohorte. Schulen können jedoch in 
besonderen Fällen andere Kohorten bilden. Ausnah-
men sind zulässig für Schulen mit jahrgangsübergrei-
fendem Lernen oder für sehr kleine, einzügige Grund-
schulen. Werden andere Kohorten als die Jahrgangs-
stufe gebildet, dürfen in diesem besonderen Fall die 
neuen Kohorten jeweils maximal 120 Schülerinnen 
und Schüler nicht überschreiten. Über diese und ggf. 
weitere Ausnahmen entscheidet die jeweilige Schulauf-
sicht.

Gleichwohl gilt, dass die Zahl der Kontakte zu anderen 
Schülerinnen und Schülern möglichst niedrig sein soll.

Nach sorgfältiger Abwägung kann in besonderen und 
begründeten Einzelfällen das Kohortenprinzip durch-
brochen werden. Die Abweichung des Kohortenprin-
zips ist von der Schulaufsicht zu genehmigen und von 
der Schule zu dokumentieren. Alternativ müssen die 
Schülerinnen und Schüler einer solchen gemischten 
Lerngruppe untereinander den Mindestabstand von 
1,50 Metern einhalten. An GBS-Standorten gilt, dass 
die kohortenübergreifende Betreuung in den Randzei-
ten der Schulaufsicht anzuzeigen ist. Dies gilt nicht für 
Betreuungsangebote im Freien in den Jahrgangsstufen 
VSK bis 4 oder bei Vertretungssituationen, s.o.

Außerhalb der Unterrichts- und Ganztagsangebote, 
zum Beispiel in den Pausen, auf den Wegen und beim 
Mittagessen sollte im Sinne der Verordnung zur Ein-
dämmung der Ausbreitung des Corona-Virus SARS-
COV-2 in der Freien und Hansestadt Hamburg darauf 
hingewirkt werden, dass das Abstandsgebot eingehal-
ten wird. Gleichwohl müssen die Schülerinnen und 
Schüler einer Jahrgangsstufe in den allgemeinbilden-
den Schulen untereinander den Mindestabstand nicht 
zwingend einhalten.

Zuständig: Schulleitung, pädagogisches Personal

2.2. 	Abstands- und Kontaktregeln für das schulische Perso-
nal

Das schulische Personal muss untereinander das 
Abstandsgebot einhalten, beispielsweise in Konferen-
zen, im Lehrerzimmer, im Schulbüro und bei Kontak-
ten mit Eltern. Auf Abstand ist insbesondere in den 
Schulbüros, im Lehrerzimmer und in Teeküchen zu 
achten.

Lehrkräfte und andere pädagogische Kräfte agieren 
grundsätzlich jahrgangs- bzw. kohortenübergreifend 
und können daher in verschiedenen Lerngruppen ein-

gesetzt werden. Im Unterricht sollten Lehrkräfte und 
andere pädagogische Kräfte nach Möglichkeit den 
Abstand zu den Schülerinnen und Schülern einhalten. 
Hier ist ein Mindestabstand von 1,50 Metern jedoch 
nicht zwingend erforderlich. Da die COVID-19-Er-
krankung von der Dosis der Viren abhängt, ist es wich-
tig, dass entsprechende Kontakte mit geringerem 
Abstand als 1,50 Metern in ihrer zeitlichen Dauer 
beschränkt werden. Als hoch gilt die Wahrscheinlich-
keit einer Infektion mit dem Coronavirus nach dem 
Robert-Koch-Institut dann, wenn eine Person in 
„kumulativ mindestens 10-minütigem Gesichts- („face-
to-face“) Kontakt z. B. im Rahmen eines Gesprächs“ zu 
einem an COVID-19-Erkrankten stand.

In einer besonderen Situation befinden sich Lehrkräfte 
und weitere Personen, die nicht nur kohorten-, sondern 
auch schulübergreifend eingesetzt werden müssen, z. B. 
Studienleiterinnen und -leiter oder Lehrkräfte der För-
derzentren. Es ist im Hygieneplan der Schulen darauf 
zu achten, dass die von dieser Gruppe ausgehende 
Infektionsgefahr für andere Personen durch Einhalten 
geeigneter Schutzmaßnahmen minimiert wird. Zudem 
muss der Einsatz dokumentiert sein, um im Infektions-
fall Kontakte nachverfolgen zu können (zur Dokumen-
tation siehe auch Kap. 14).

Zuständig: Schulleitung

2.3. 	Maßnahmen zur Sicherstellung der Abstandregeln

Trotz der modifizierten Abstandsregeln soll der Schul-
alltag so organisiert werden, dass die Zahl der Kontakte 
zwischen Schülerinnen und Schülern zahlenmäßig auf 
ein niedriges Niveau und in regelmäßig auf die Jahr-
gangsstufe (Kohorte) beschränkt bleibt.

Die Schulen sorgen durch eine entsprechende Kom-
munikation dafür, dass die Abstands- und Hygienere-
geln allen Personen an der Schule bekannt sind. Sie 
sichern die Einhaltung der Abstandsregeln, indem sie 
mit den Schülerinnen und Schülern diese Regeln ler-
nen und einüben. In ihrem schuleigenen Hygieneplan 
beschreiben die Schulen Maßnahmen, mit denen sie 
die Einhaltung der Regeln sicherstellen.

In jedem Fall stellen die Schulen durch entsprechende 
Wegekonzepte und durch weitere Regelungen für die 
Pausen sowie das Mittagessen sicher, dass die Zahl der 
Kontakte zwischen Schülerinnen und Schülern auf ein 
niedriges Niveau beschränkt bleibt und die Abstände 
eingehalten werden.

Darüber hinaus können Schulen beispielsweise dort, 
wo es möglich ist, versetzte Anfangs- und Pausenzeiten 
festlegen. Die Entscheidung darüber trifft die Schule 
unter Abwägung ihrer organisatorischen Möglichkei-
ten. Voraussetzung ist, dass der Präsenzunterricht nach 
Stundentafel durch diese Maßnahme nicht einge-
schränkt wird.

Aufsichtspflichten müssen im Hinblick auf veränderte 
Pausensituationen und die neuen Verhaltens- und 
Hygieneregelungen angepasst werden (geöffnete Fens-
ter, körperliche Auseinandersetzungen zwischen Schü-
lerinnen und Schülern, „tote“ Ecken im Schulgelände).

Zuständig: Schulleitung und schulisches Personal

3. 	 Das Tragen von medizinischen Masken

Durch das Tragen von medizinischen Masken werden 
Tröpfchen, die z. B. beim Sprechen, Husten oder Nie-
sen ausgestoßen werden, abgefangen. Als Standard gilt 
dabei die sog. OP-Maske, das Tragen von CPA, KN 95, 
FFP 2 ist freiwillig. Das Risiko, eine andere Person 
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durch Husten, Niesen oder Sprechen anzustecken, wird 
so deutlich verringert (Fremdschutz).

Alle Personen müssen an den Schulen bis auf weiteres 
eine medizinische Maske tragen („Maskenpflicht“). 
Die Maskenpflicht gilt insbesondere während der 
Unterrichts- und Ganztagsangebote, in den Fluren 
sowie auf den Zuwegungen. Von dieser grundsätzli-
chen Regelung gibt es folgende Ausnahmen:

1. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht ist das schu-
lische Personal in der Zeit, in der es in einem Büro 
an einem festen Arbeitsplatz arbeitet und zusätzlich 
untereinander den Mindestabstand einhält. Das gilt 
beispielsweise für das Schulsekretariat oder das 
Lehrerzimmer, aber auch für Elterngespräche, 
Elternabende und Schulkonferenzen in geeigneten 
Schulräumen (siehe auch Kap. 2.2). Für Personen, 
die sich alleine in einem Raum aufhalten, besteht 
keine Maskenpflicht.

2. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht sind Schüle-
rinnen und Schüler, die an einem festen Platz in der 
Schulkantine oder einem Klassenraum das Essen 
einnehmen (zur Mittagessenversorgung siehe auch 
Kap. 8).

3. 	 Eine Befreiung einzelner Schülerinnen und Schüler 
oder Beschäftigter von der Maskenpflicht kann die 
Schulleitung nur auf der Grundlage eines aktuellen 
qualifizierten ärztlichen Attestes erteilen. Dabei 
genügt es nicht, wenn ein Arzt attestiert, die oder 
der Betroffene sei „aus gesundheitlichen Gründen“ 
nicht in der Lage, eine Maske zu tragen. Vielmehr 
muss sich aus dem Attest nachvollziehbar ergeben, 
welche gesundheitlichen Beeinträchtigungen auf-
grund der Verpflichtung zum Tragen einer medizi-
nischen Maske in der Schule zu erwarten sind. Das 
Attest muss die diagnostizierte Erkrankung, auf-
grund derer mit gesundheitlichen Beeinträchtigun-
gen beim Tragen der Maske zu rechnen ist, klar 
ausweisen. Ein qualifiziertes Attest muss darüber 
hinaus zweifelsfrei erkennen lassen, dass

–	 ein zugelassene Ärztin bzw. ein zugelassener Arzt

–	 im Rahmen einer persönlichen Untersuchung 
der Patientin/des Patienten

–	 ein ordnungsgemäßes Attest (Name Patient, 
Stempel Praxis, Datum etc.)

	 erstellt hat. Entspricht ein Attest den o.g. Vorgaben, 
so ist es zu akzeptieren und durch die Schulleitung 
mit der oder dem Betroffenen abzustimmen, wie 
eine Teilnahme am Unterricht bzw. ein Einsatz an 
Schule erfolgen kann, ohne dass von ihr bzw. ihm 
eine Ansteckungsgefahr ausgeht.

	 Die Befreiung wird grundsätzlich nur ausdrücklich 
befristet für das laufende Schulhalbjahr ausgespro-
chen. Eine kürzere Befreiung ist angezeigt, wenn 
sich dies unmittelbar aus dem Attest ergibt. Wird 
eine Erkrankung attestiert, die offensichtlich keiner 
Besserung zugänglich ist, genügt im folgenden 
Halbjahr die Vorlage des alten Attests.

4. 	 Ausgenommen von der Maskenpflicht ist ferner der 
Aufenthalt im Freien. Die Schulbeschäftigten wer-
den gebeten darauf achten, dass sie selbst den Min-
destabstand gegenüber Schülerinnen und Schülern 
sowie anderen Schulbeschäftigten einhalten und es 
zu keinen größeren Ansammlungen zwischen den 
Schülerinnen und Schülern kommt.

5. 	 Ausnahmen von der Maskenpflicht gelten für den 
Theater- und Musikunterricht. Hier soll die Maske 

abgenommen werden, wenn ein Mindestabstand 
von 2,5 Metern eingehalten werden kann.

6. 	 Die Maskenpflicht gilt bis auf Weiteres auch im 
Sportunterricht in geschlossenen Räumen Bei 
Sportarten mit festen Positionen, z. B. an fest instal-
lierten Sportgeräten ist der Abstand von 2,5 Metern 
einzuhalten; hierbei kann die Maske abgenommen 
werden. Der Unterricht in Sportarten mit regelmä-
ßig erhöhter Herz- und Atemfrequenz ist ins Freie 
zu verlegen; hier kann die Maske abgenommen 
werden. Im Übrigen siehe Kap. 7.

7. 	 Schülerinnen und Schülern dürfen in allen Prüfun-
gen, Präsentationen und Klausuren dann die Maske 
abnehmen, wenn ein Mindestabstand von 1,5 
Metern eingehalten werden kann.

8. 	 Eine Ausnahme für das schulische Personal von der 
Maskenpflicht bezieht sich auf Unterrichtsphasen 
insbesondere in der Grundschule, die dem Spra-
cherwerb oder dem Lese-Schreiblernprozess die-
nen. Hier ist das temporäre Ablegen der Maske 
möglich, wenn der Abstand von 1,5 Metern zu allen 
Schülerinnen und Schülern gewahrt wird und alle 
weiteren Hygienemaßnahmen, insbesondere das 
Lüften, eingehalten werden. Eine Plexiglasscheibe 
am Pult kann darüber hinaus zusätzlichen Schutz 
bieten.

Die Schule weist alle Beteiligten, insbesondere die Sor-
geberechtigten sowie die Schülerinnen und Schüler, 
auf die Maskenpflicht hin und erklärt die Regeln für 
das Tragen auf dem Schulgelände. Wichtig sind ent-
sprechende Hinweistafeln oder -plakate an den Schul
eingängen.

Die Schule achtet darauf, dass die Schülerinnen und 
Schüler, die schulischen Beschäftigten sowie alle weite-
ren Personen die Regeln an den Schulen einhalten. 
Werden die Regeln nicht eingehalten, ergreift die 
Schule zur Durchsetzung der Regeln die entsprechen-
den Maßnahmen wie bei anderen Disziplinverstößen 
auch.

Schulexterne sowie Eltern tragen während der Schul-
zeit im Schulgebäude grundsätzlich eine medizinische 
Maske (zum Zugang schulfremder Personen siehe auch 
Kap. 12).

4. 	 Umgang mit Schülerinnen und Schülern mit erhöh-
tem Risiko

Für alle Schülerinnen und Schüler gilt ohne Ein-
schränkung die Schulpflicht.

Bei Schülerinnen und Schülern, die unter Vorerkran-
kungen mit besonderer Risikolage leiden, sind beson-
dere Schutzmaßnahmen zu treffen. Dieses gilt auch für 
gesunde Schülerinnen und Schüler, die in häuslicher 
Gemeinschaft mit Personen mit besonderen Gesund-
heitsrisiken leben. Die besondere Gefährdung ist durch 
ein qualifiziertes ärztliches Attest nachzuweisen. Hin-
sichtlich der Inhalte des qualifizierten Attests wird auf 
die unter Ziffer 3.3 genannten Anforderung verwiesen. 
Schutzmaßnahmen können z. B. das Tragen einer FFP-
2-Maske, die gesonderte Platzierung im Klassenraum, 
Einsatz von Plexiglaswänden, Ausschluss von Grup-
penarbeiten, abweichende Pausenzeiten und ähnliches 
sein.

Eine Befreiung von der Präsenzpflicht kommt nur im 
Ausnahmefall in Betracht, wenn andere Maßnahmen 
nicht ausreichen. Sie ist grundsätzlich zu befristen 
(siehe Ziffer 3.3.).
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Sollte ein Attest aus Sicht der Schulleitung die o. g. 
Bedingungen nicht eindeutig erfüllen und beispiels-
weise als Grund für die Entschuldigung nur das Alter 
eines Elternteils angegeben sein, sollte den Erziehungs-
berechtigten mitgeteilt werden, dass das Attest nicht 
eindeutig im Sinne der Vorgaben und durch ärztliches 
Attest zu spezifizieren ist. Sollte es zu keiner einver-
nehmlichen Lösung kommen, kann über die regionale 
Schulaufsicht Kontakt zur Rechtsabteilung der BSB 
aufgenommen werden, die dann im weiteren Verfahren 
berät.

Liegt nach Eindruck der Schule eine besondere Belas-
tungssituation in der Familie vor, die ggf. durch Ängste 
noch verstärkt wird und sich auch darin ausdrückt, 
dass Sorgeberechtigte ihre Kinder zu Hause behalten 
möchten, wird empfohlen, das zuständige ReBBZ bera-
tend einzubinden.

5. 	 Persönliche Hygiene

Das Coronavirus ist von Mensch zu Mensch übertrag-
bar. Der Hauptübertragungsweg ist die Tröpfchenin-
fektion. Hierbei wird zwischen Tröpfchen und Aeroso-
len unterschieden, wobei der Übergang fließend ist. 
Während insbesondere größere Tröpfchen schnell zu 
Boden sinken, können Aerosole auch über einen länge-
ren Zeitraum in der Luft schweben, siehe auch Kap. 
6.2. Die Tröpfcheninfektion erfolgt vor allem direkt 
über die Schleimhäute der Atemwege. Darüber hinaus 
ist eine Übertragung auch indirekt über kontaminierte 
Hände möglich, wenn sie mit Mund- oder Nasen-
schleimhaut sowie die Augenbindehaut in Kontakt 
gebracht werden. Für einen wirkungsvollen Infektions-
schutz sind vor allem die in den folgenden Kapiteln 
dargestellten Maßnahmen zu beachten.

5.1. 	Umgang mit Symptomen

Personen mit Corona-typischen Krankheitssympto-
men (akute Atemwegserkrankungen, Husten, Fieber), 
die nicht durch eine chronische Erkrankung zu erklä-
ren sind, dürfen die Schulen nicht betreten. Dieses 
Verbot umfasst alle Personengruppen, die eine Schule 
betreten wollen.

Wegen der Einzelheiten wird für die Schülerinnen und 
Schüler auf die Anlagen „Umgang mit Krankheits- 
bzw. Erkältungssymptomen bei Kindern in Grund-
schulen“ und „Umgang mit Krankheits- bzw. Erkäl-
tungssymptomen bei Kindern und Jugendlichen in 
weiterführenden Schulen“ in der jeweils gültigen Fas-
sung verwiesen. Die dortigen Regeln sind zu befolgen.

Bei Auftreten von Symptomen während der Unter-
richtszeit sind die betreffenden Schülerinnen und 
Schüler zu isolieren und die Eltern zu informieren.

Zuständig: Schulleitung

5.2. 	Allgemeine Regeln zur persönlichen Hygiene

–	 Mit den Händen nicht in das Gesicht fassen, insbe-
sondere die Schleimhäute nicht berühren, d. h. 
nicht an Mund, Augen und Nase fassen.

–	 Keine Berührungen, Umarmungen und kein Hän-
deschütteln.

–	 Gründliche Händehygiene (z. B. nach dem Naseput-
zen, Husten oder Niesen) durch

a) 	Händewaschen mit Seife für 20 – 30 Sekunden 
(siehe auch https://www.infektionsschutz.de/
haendewaschen/) oder

b)	Händedesinfektion: Über Schulbau Hamburg 
sind alle staatlichen Hamburger Schulen flächen-
deckend mit Handdesinfektionsmitteln und ent-

sprechenden Spender ausgestattet worden. Das 
sachgerechte Desinfizieren der Hände ist dann 
sinnvoll, wenn ein gründliches Händewaschen 
nicht möglich ist. Dazu muss Desinfektionsmit-
tel in ausreichender Menge in die trockene Hand 
gegeben und bis zur vollständigen Abtrocknung 
ca. 30 Sekunden in die Hände einmassiert wer-
den. Dabei ist auf die vollständige Benetzung der 
Hände zu achten (siehe auch www.aktion-sau-
berehaende.de).

–	 Husten- und Niesetikette: Husten und Niesen in 
die Armbeuge gehören zu den wichtigsten Präventi-
onsmaßnahmen! Beim Husten oder Niesen größt-
möglichen Abstand zu anderen Personen halten, am 
besten wegdrehen.

–	 Atemwege schützen: Alle Personen an den Schulen 
achten darauf, die Atemwege durch das Tragen 
einer medizinischen Maske zu schützen. Zu den 
genaueren Ausführungsbestimmungen siehe Kap. 
3.

Zuständig: Jede Einzelperson
6. 	 Raumhygiene

Neuere Erkenntnisse der Wissenschaft verweisen da
rauf, dass das Risiko durch Aerosolübertragung eine 
stärkere Bedeutung hat als bislang angenommen, wäh-
rend das Risiko der Schmierinfektion geringer ist als 
bisher angenommen. Weiterhin überragende Bedeu-
tung hat die Übertragung der Krankheit durch Tröpf-
cheninfektion (Husten, Niesen, Sprechen), siehe Kap. 
5. Grundsätzlich gilt, dass die Schulgemeinschaft in der 
Zeit der Pandemie besonders darauf achtet, die Schule 
sauber zu halten und die Hygieneregeln zu befolgen. 
Insbesondere achten die aufsichtspflichtigen Lehr-
kräfte auf das regelmäßige Lüften (siehe Kap. 6. 2.), die 
fachgerechte Entsorgung des Mülls und auf die Einhal-
tung der Sauberkeit in den Sanitärräumen. Die Auf-
sichtszeiten und das Aufsichtsmanagement sind ent-
sprechend anzupassen.

6.1. 	Lüftung der schulischen Räumlichkeiten
Wichtig ist das regelmäßige und richtige Lüften in 
allen schulischen Räumen, da frische Luft eine der 
wirksamsten Maßnahmen ist, potenziell virushaltige 
Aerosole aus Innenräumen zu entfernen.
Folgende Vorgaben sind zu beachten:
–	 Es soll in jeder Unterrichtspause intensiv bei weit 

geöffneten Fenstern unter Aufsicht quer- oder stoß-
gelüftet werden.

–	 Es soll möglichst eine Querlüftung stattfinden, das 
heißt Lüften mit weit geöffneten Fenstern bei 
gleichzeitig geöffneter Tür und im Flur ebenfalls 
geöffneten Fenstern.

–	 Brandschutztüren können zum Querlüften kurzzei-
tig geöffnet und anschließend wieder geschlossen 
werden.

–	 Stoßlüften bedeutet, dass die Fenster vollständig 
geöffnet werden, eine Kipplüftung reicht nicht aus.

–	 Für den Unterricht gilt als Grundregel, dass alle 20 
Minuten eine knapp fünfminütige Quer- oder Stoß-
lüftung durchgeführt wird, bis es zu einem spürba-
ren Luftaustausch kommt.

–	 Aus Sicherheitsgründen verschlossene Fenster 
müssen für die Lüftung unter Aufsicht einer Lehr-
kraft geöffnet werden.

–	 Kommt es während des Unterrichts bei geschlosse-
nen Fenstern bei einzelnen Personen zu wiederhol-
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tem Niesen oder Husten, sollte zusätzlich unmittel-
bar bei weit geöffneten Fenstern gelüftet werden.

–	 Sind raumlufttechnische Anlagen in den Schulen 
vorhanden, sollten diese möglichst durchgehend 
mit Frischluftzufuhr in Betrieb sein. Umluftbetrieb 
ist zu vermeiden.

–	 Vorhandene mobile Luftfilter sind ergänzend zur 
Lüftung einzusetzen. Sie ersetzen nicht das regel-
mäßige Lüften in den vorgegebenen Intervallen.

Die Vorgaben zum regelmäßigen Quer- oder Stoßlüften 
gelten auch für alle weiteren schulischen Räumlichkei-
ten wie beispielsweise das Lehrerzimmer und das 
Schulbüro. Die Schule regelt die Umsetzung in eigener 
Verantwortung entsprechend der räumlichen Gegeben-
heiten. Zur Lüftung in schulischen Kantinen wird auf 
die Vorgabe in Kap. 8 verwiesen.

Zuständig: Schulleitungen/pädagogisches Personal

6.2. 	Reinigung an Schulen

Für die Reinigung gelten grundsätzlich die Leistungs-
beschreibung für Gebäude-, Glas- und Fensterrahmen-
reinigung – in den von der Freien und Hansestadt 
Hamburg genutzten Gebäuden – (Ausgabe 2016) und 
die Reinigungspläne für Schulen und Sporthallen 
(Stand: 08.07.2016).

Da die große Sorge vor einer Übertragung durch 
Gegenstände (Klassenbücher, Schulbücher, Hefte) zu 
relativieren ist, können die entsprechenden Vorschrif-
ten und schuleigenen Regelungen gelockert werden.

Darüber hinaus werden die Reinigungsintervalle an die 
früheren Regelungen angepasst, wobei die Schülerin-
nen und Schüler wie gewohnt die Stühle am Ende des 
Schultages auf die Tische stellen und den Klassenraum 
besenrein hinterlassen. Die Maßnahmen verpflichten 
gleichzeitig die Schulgemeinschaft, auf Sauberkeit 
besonders in den Sanitärbereichen zu achten.

Eine täglich präsente und verfügbare Reinigungskraft 
für Ad-hoc-Maßnahmen steht weiterhin stundenweise 
zur Verfügung.

Bei Fachräumen und Sporthallen, die durch unter-
schiedliche Kohorten genutzt werden, soll regelmäßig 
gelüftet werden. Eine routinemäßige Flächendesinfek-
tion wird in Schulen auch in der jetzigen COVID-Pan-
demie durch das RKI nicht empfohlen. Auch hier ist 
die angemessene Reinigung völlig ausreichend.

Wird eine Desinfektion im Einzelfall durch das zustän-
dige Gesundheitsamt als notwendig erachtet, so ist 
diese durch ein professionelles Reinigungsunterneh-
men entsprechend der Handlungsempfehlung der Leit-
stelle Gebäudereinigung durchzuführen.

Zuständig: Schulbau Hamburg bzw. Gebäudemanage-
ment Hamburg bzw. HEOS/Leitstelle Gebäudereini-
gung der FB

6.3. 	Hygiene im Sanitärbereich

In allen Toilettenräumen müssen ausreichend Sei-
fenspender, Einmalhandtücher oder Stoffhandtuchrol-
len aus retraktiven Spendersystemen bereitgestellt und 
regelmäßig aufgefüllt bzw. gewartet werden. Die ent-
sprechenden Auffangbehälter für Einmalhandtücher 
und Toilettenpapier sind vorzuhalten.

Toilettenbecken, Urinale, Toilettensitze, Armaturen 
und Waschbecken werden an Grund- und weiterfüh-
renden Schulen zweimal täglich gereinigt. Die Reini-
gung der Wände, Böden und die Entleerung der Papier-
behälter erfolgt nach Bedarf.

An berufsbildenden Schulen erfolgt die Reinigung ein-
mal täglich.

Zuständig: Schulbau Hamburg/Gebäudemanagement 
Hamburg bzw. HEOS/Leitstelle Gebäudereinigung der 
FB

7. 	 Infektionsschutz in den künstlerischen Fächern und 
in Sport

Wie in allen anderen Fächern finden auch der Unter-
richt in den künstlerischen Fächern und der Sportun-
terricht im Klassenverband oder in klassenübergreifen-
den Lerngruppen, jedoch nicht in jahrgangsübergrei-
fenden Lerngruppen statt (Ausnahmen siehe Kap.2.1). 
Grundsätzlich gelten daher im Unterricht die modifi-
zierten Abstandsregeln (s.o.). Dennoch sind Unter-
richtssituationen mit direktem Körperkontakt zwi-
schen den Schülerinnen und Schülern weitestgehend 
zu vermeiden, um das Risiko einer Tröpfcheninfektion 
oder Ansteckung über Aerosole möglichst gering zu 
halten. Zu den einschlägigen MNB-Regelungen siehe 
Kapitel 3. Zudem gelten für die einzelnen Fächer fol-
gende besondere Regelungen:

Musik

Abweichend von den oben aufgeführten Regelungen 
zum Mindestabstand sind beim Gesang, beim Spielen 
von Blasinstrumenten und beim Tanz bis auf weiteres 
auch zwischen Schülerinnen und Schülern einer Klasse 
oder einer Jahrgangsstufe ein Mindestabstand von 2,50 
Metern einzuhalten. Wenn dieser Sicherheitsabstand 
eingehalten wird, kann in musikpraktischen Phasen 
die Maske abgesetzt werden. Bei den musikpraktischen 
Angeboten sind die allgemeinen Hygieneregeln und 
hier insbesondere das Lüften zu beachten.

Theater

Um Körperkontakt zu vermeiden, müssen im Theater-
unterricht andere Ausdrucksformen der Körperlich-
keit gefunden werden; es werden zudem immer nur 
wenige Personen gleichzeitig im Raum und auf der 
Bühne agieren können. Außerdem gilt für das Spre-
chen im Chor bis auf weiteres ein Mindestabstand von 
2,50 Metern.

Sport

In allen Altersstufen sind Unterrichtssituationen mit 
direktem Körperkontakt weitestgehend zu vermeiden. 
Das körperbetonte Bewegungsfeld „Kämpfen und Ver-
teidigen“ kann derzeit nur eingeschränkt unterrichtet 
werden. Denkbar sind vor allem Technik-, Demonstra-
tions- und Gestaltungsaufgaben. Zudem ist Standard
tanz nicht zulässig.

Um möglichst uneingeschränkte sportpraktische Prü-
fungen zu ermöglichen, sind die Sportprofile (eA) und 
Prüfungskurse auf grundlegendem Niveau (gA), der 
aktuellen dritten Semester, von diesen Regelungen 
ausgenommen. In diesen Kursen müssen keine Min-
destabstände eingehalten werden, jedoch ist ein dauer-
hafter direkter Körperkontakt (ohne Maske) zu vermei-
den. Die Inhalte und Methoden sind an die Gegeben-
heiten anzupassen.

Schwimmen

Im Schwimmunterricht muss zu Angehörigen der eige-
nen Lerngruppe im Wasser und in den weiteren Räum-
lichkeiten der Schwimmbäder kein Mindestabstand 
eingehalten werden. Der Mindestabstand zu Personen, 
die nicht der eigenen Lerngruppe angehören, beträgt 
im Wasser 2,50 Meter, im Übrigen 1,50 Meter.
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Begleitpersonen zum Schulschwimmen, die das Bad 
betreten, müssen gemäß dem 2-G-Zugangsmodell (§ 10j 
der EindämmungsVO) einen Coronavirus-Impfnach-
weis oder Genesenen-Nachweis, jeweils in Verbindung 
mit einem amtlichen Lichtbildausweis vorzeigen. 
Alternativ müssen sie ein qualifiziertes schriftliches 
ärztliches Zeugnis (§ 10j Abs. 2 der EindämmungsVO) 
im Original darüber vorlegen, dass sie sich aufgrund 
einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das 
Coronavirus impfen lassen können und einen negati-
ven Coronavirus-Testnachweis nach § 10h vorlegen.

Zuständig: Bäderland Hamburg, Fachlehrkräfte

8. 	 Mittagessen und Trinkwasserversorgung

Allgemein zugängliche Trinkwasserspender können 
wieder in Betrieb genommen werden. Dabei sollen 
Schülerinnen und Schüler darauf hingewiesen werden, 
dass sie vor Benutzung die Hände waschen.

Die gemeinschaftliche Nutzung der Kantinen ist für 
alle Jahrgangsstufen ohne Beachtung des Mindestab-
standes zwischen Schülerinnen und Schülern möglich. 
Dabei ist es empfehlenswert, dass die Essenspausen 
nach Kohorten getrennt organisiert werden.

Buffets zur Selbstbedienung dürfen gemäß § 15 der 
Verordnung zur Eindämmung des Coronavirus SARS-
CoV-2 vom 25.08.2020 ab dem 1. September 2020 wie-
der angeboten werden.

Folgende Hygienemaßnahmen sind zwingend zu 
beachten, wenn Buffets angeboten werden bzw. Schüle-
rinnen und Schüler kohortenübergreifend zur Mittags-
pause gehen:

–	 Definierte Wegeführung („Einbahnstraßenprinzip“)

–	 Ausreichenden Abstand zwischen den Personen bei 
der Aus- und Abgabe sowie der Essenseinnahme 
sicherstellen (mind. 1.5 m)

–	 Abstand durch entsprechende Aufstellung/Reduzie-
rung von Stühlen und Tischen sicherstellen

–	 Vor dem Essen Hände mit Wasser und Seife ausrei-
chend lange waschen (mindestens 30 Sekunden). 
Das gründliche Händewaschen hat immer Priorität. 
Als zweite Möglichkeit kann Handdesinfektions-
mittel für eine hygienische Händedesinfektion 
genutzt werden.

–	 Schülerinnen und Schüler tragen eine medizinische 
Maske bis sie ihren Essplatz eingenommen haben.

–	 Bei Buffets werden die Vorleger/Auffülllöffel beim 
Wechsel der Kohorten bzw. der zum Essen gehen-
den Gruppen ausgewechselt.

–	 Auf den Abstand in Warteschlangen an Kassen, 
Ausgaben oder Automaten durch Markierungen auf 
dem Boden und Aufsteller aufmerksam machen

–	 Bedienpersonal an Kassen oder der Ausgabe durch 
mechanische Barrieren (z. B. Acrylglas) schützen

–	 Regelmäßige Stoßlüftung bspw. alle 20 Minuten, je 
nach Fenstergröße auch häufiger

Die Möglichkeit des getrennten Essens der Lerngrup-
pen in den jeweiligen Unterrichtsräumen über abge-
packte Essenslieferungen oder Lunchpakete sind in 
Abstimmung mit den Caterern weitere Möglichkeiten, 
um die Mittagessensversorgung sicherzustellen.

Zuständig für Trinkwasserspender: Schulleitung/Ham-
burg Wasser

Zuständig für Kantinenbetrieb: Schulleitung in Ab
stimmung mit dem Caterer

9. 	 Infektionsschutz im Schulbüro

Alle dargestellten Hygienemaßnahmen gelten selbst-
verständlich auch für die Schulbüros. Ergänzend haben 
die Schulen die Möglichkeit, Plexiglasscheiben im 
Empfangsbereich als sog. „Spuckschutz“ installieren zu 
lassen. Diese werden aus den Schulbudgets finanziert.

Zuständig: Schulleitung/Schulhausmeister

10. 	 Infektionsschutz bei der Ersten Hilfe

An erster Stelle steht immer die Sicherheit der Ersthel-
fenden. Wenn möglich, sollte der Mindestabstand von 
1,5 m zu anderen Personen gewahrt werden. Zur Mini-
mierung des gegenseitigen Ansteckungsrisikos für die 
ersthelfende und die hilfebedürftige Person sollte von 
beiden eine medizinische Maske getragen werden. 
Wenn direkter körperlicher Kontakt notwendig ist, 
sollten Ersthelfende Einmalhandschuhe tragen.

Nach der Erste-Hilfe-Leistung sollten die Hände 
gründlich gewaschen und optimaler Weise ergänzend 
desinfiziert werden. Hierfür ist Händedesinfektions-
mittel, möglichst beim Erste-Hilfe-Material, zur Ver-
wendung durch Ersthelfende bereitzuhalten.

Zuständig: Schulleitung/Hausmeister

11. 	 Konferenzen und Versammlungen

Schulinterne Konferenzen und Arbeitsgruppensitzun-
gen der Beschäftigten sind im Schuljahr 2021/2 unter 
Wahrung aller einschlägigen Infektionsschutzmaßnah-
men möglich um die vollständige Umsetzung des 
Unterrichts nach Stundentafel, die Priorität genießt, 
sicherzustellen.

Sitzungen der schulischen Gremien sowie weitere 
schulische Veranstaltungen (wie z. B. Elternabende) 
finden regelhaft unter Einhaltung der Hygienevor-
schriften statt, siehe auch Kapitel 2 und 3. Hierzu gehö-
ren auch Findungsverfahren. Auf freiwilliger Basis 
kann eine 3-G-Zugangsregelung eingeführt werden.

Die Schulleitungen prüfen, ob die Anzahl und Dauer 
der schulischen Gremiensitzungen vorübergehend 
reduziert werden sollten, dabei sind die Vorgaben des 
Schulgesetzes einzuhalten. Um die Durchführung der 
Gremiensitzungen zu sichern, soll auch die Form der 
Videokonferenz geprüft werden.

Zuständig: Schulleitung

12. 	 Zugang von Eltern und schulfremden Personen

Eltern und schulfremde Personen müssen auf dem 
Schulgelände und im Schulgebäude eine medizinische 
Maske tragen. Die Eltern werden zudem gebeten, ihre 
Kinder vor dem Schulgebäude zu verabschieden oder 
in Empfang zu nehmen. Sie melden sich im Schulbüro 
der Schule an, wenn sie ein Gespräch mit einer Lehr-
kraft in der Schule führen möchten.

Die Schule soll für alle nicht im hamburgischen Schul-
gesetz vorgeschriebenen Kontakte zu Eltern, anderen 
Sorgeberechtigten und weiteren schulfremden Perso-
nen ein 2-G-Plus-Zugangsmodel gemäß § 10j der Ein-
dämmungsverordnung vorsehen. Betroffen sind insbe-
sondere Tage der offenen Tür, Weihnachtsfeiern, The-
ateraufführungen und Sportveranstaltungen in Schu-
len vor Publikum. Vorzulegen sind damit

1. 	 ein Nachweis über eine vollständige Impfung oder 
ein Genesenennachweis sowie

2. 	 zusätzlich ein Testnachweis oder ein Nachweis über 
eine Auffrischungsimpfung („Booster“).

Zuständig: Schulleitung
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13. 	 Reiserückkehrerinnen und Reiserückkehrer
Personen, die aus dem Ausland zurückkehren, dürfen 
innerhalb von zehn Tagen nach Einreise nur dann das 
Schulgelände betreten oder an schulischen Veranstal-
tungen teilnehmen, wenn sie einen negativen Test-
nachweis gemäß § 23 Eindämmungsverordnung vorle-
gen. Dies kann gemäß Kap. 1.2
–	 ein Antigen-Schnelltest gemäß § 10 d HmbSARS-

CoV-2-EindämmungsVO sein, der bei einem zuge-
lassenen Testzentrum durchgeführt und durch ein 
negatives Ergebnis bestätig wurde, das nicht älter 
als 24 Stunden ist oder

–	 ein negatives PCR Test-Ergebnis sein, das § 10 d 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO entspricht 
und nicht älter als 48 Stunden ist.

Dies gilt auch für Schülerinnen und Schüler unter 12 
Jahren und auch nach Rückkehr von Verwandtenbesu-
chen. Hat eine Schule Hinweise darauf, dass Schülerin-
nen und Schüler oder andere Personen aus dem schuli-
schen Umfeld diese Bedingungen nicht erfüllen, sind 
sie umgehend nach Hause zu schicken und bis zur 
Vorlage entsprechender Bescheinigungen vom Präsen-
zunterricht auszuschließen.

14. 	 Dokumentation und Nachverfolgung
Für Gemeinschaftseinrichtungen wie Kitas und Schu-
len ist es im Falle eines sog. Ausbuchsgeschehens auch 
weiterhin wichtig, ein Kontaktmanagement durch das 
Gesundheitsamt zu ermöglichen. Dabei ist vor allem 
Folgendes zu beachten:
–	 regelhaftes Dokumentieren der Anwesenheit in den 

Klassen- und Kursbüchern,
–	 regelhaftes Dokumentieren der Gruppenzusam-

mensetzung im Ganztag an GTS Schulen durch die 
Schule, an GBS-Standorten durch den Träger,

–	 tägliche Dokumentation der Anwesenheit des regel-
haft in der Schule eingesetzten Personals,

–	 Dokumentation von Einzelförderung mit engem 
Kontakt zu Schülerinnen und Schülern (z. B. Schul-
begleiter).

Die Daten sind gemäß § 7 der Verordnung zur Eindäm-
mung des Coronavirus SARS-CoV-2 unter Angabe des 
Datums und der Uhrzeit der Eintragung vier Wochen 
aufzubewahren. Dabei ist sicherzustellen, dass unbe-
fugte Dritte keine Kenntnisse von den Kontaktdaten 
erlangen können. Die Kontaktdaten sind nach Ablauf 
der Aufbewahrungsfrist zu löschen oder zu vernichten.
Die im Kontext eines Befreiungsantrages von der Mas-
kenpflicht oder vom Präsenzunterricht eingereichten 
Atteste sind vertraulich zu behandeln und vor der Ein-
sichtnahme Dritter zu schützen. Atteste von Schülerin-
nen und Schüler sind in der Schülerakte aufzubewah-
ren und unterliegen den datenschutzrechtlichen Vor-
gaben, die für besonders sensible personenbezogene 
Daten gelten. Atteste der Beschäftigten sind im Origi-
nal verschlossen an das für die jeweilige Schule zustän-
dige Personalsachgebiet zur Aufnahme in die Personal-
akte weiterzuleiten.
Darüber hinaus ist nach Bundesinfektionsschutzgesetz 
der 3-G-Status der Mitarbeitenden zu erfassen. Bei Mit-
arbeitenden, die weder geimpft noch genesen sind, ist 
die Testung täglich zu dokumentieren. Die Dokumen-
tation der durchgeführten Testungen ist bei den jewei-
ligen Vorgesetzten (Schulleitungen, Abteilungsleitun-
gen) bzw. den erfassenden Personen (z. B. Mitarbei-
tende der Schulbüros) unter Verschluss zu halten und 
am Ende des sechsten Monats nach Erhebung jeweils 
zu löschen bzw. zu vernichten.
Zuständig: Schulleitung

15. 	 Akuter Coronafall und Meldepflichten
Sollten in Schule bei Schülerinnen und Schülern oder 
Beschäftigen einer Schule einschlägige Corona-Symp-
tome auftreten (siehe zur Beschreibung unter Kap. 4) 
oder ein positiver Schnelltest bekannt werden, so sind 
Schülerinnen und Schüler ggf. bis zur Abholung durch 
die Eltern in einen gesonderten Raum zu führen. 
Beschäftigte werden gebeten, das Schulgelände zu ver-
lassen.
Bei bestätigten COVID-19- Infektionen informiert die 
Schulleitung umgehend die zuständigen Stellen über 
folgende Funktionspostfächer:
zuk-dispatching@kasse.hamburg.de
corona@bsb.hamburg.de
corona-schule@BEZIRKEINTRAGEN.hamburg.de
Über die in der betroffenen Schule zu ergreifenden 
Maßnahmen wie z. B. die Schließung einer Klasse oder 
Schule entscheidet danach ausschließlich das zustän-
dige Gesundheitsamt. Diese Entscheidung ist den 
Gesundheitsexperten vorbehalten und liegt nicht im 
Ermessen der Schule oder der Schulleitung.
Zuständig: Schulleitung

Öffentliche Auslegung einer Änderung 
des Flächennutzungsplans „Herausnahme 
Symbol ‚Vollzugsanstalt‘ im Bereich der 

Gedenkstätte Neuengamme sowie nördlich 
Horster Damm in Altengamme“

Der Senat hat beschlossen, die Änderung des Flächen-
nutzungsplans „Herausnahme Symbol ‚Vollzugsanstalt‘ im 
Bereich der Gedenkstätte Neuengamme sowie nördlich 
Horster Damm in Altengamme“ gemäß § 3 Absatz 2 des 
Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 3. November 
2017 (BGBl. I S. 3635), zuletzt geändert am 10. September 
2021 (BGBl. I S. 4147, 4151), öffentlich auszulegen:

Änderung des Flächennutzungsplans (F 03/19 „Her-
ausnahme Symbol ‚Vollzugsanstalt‘ im Bereich der Gedenk-
stätte Neuengamme sowie nördlich Horster Damm in 
Altengamme“)

Das Gebiet der Flächennutzungsplanänderung liegt 
zum einen auf dem Gelände der KZ-Gedenkstätte in Neu-
engamme und zum anderen nördlich des Horster Damms 
nahe der Landesgrenze im Stadtteil Altengamme (Bezirk 
Bergedorf, Ortsteile 605 und 606).

Durch die Änderung des Flächennutzungsplans sollen 
auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine bestandsge-
mäße Darstellung geschaffen werden.
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Das Gebiet der Flächennutzungsplanänderung umfasst 
eine Fläche von etwa 4,8 ha.

Die Änderung des Flächennutzungsplans (Planzeich-
nung, Beschlusstext und Begründung) wird in der Zeit vom 
25. Februar 2022 bis zum 27. März 2022 an den Werktagen 
(außer sonnabends) während der Dienststunden in der 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen, Amt für Lan-
desplanung und Stadtentwicklung, Neuenfelder Straße 19, 
I. Obergeschoss (Eingangsbereich), 21109 Hamburg, öffent-
lich ausgelegt.

Ein Duplikat der Änderung des Flächennutzungsplans 
kann im Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des 
Bezirksamtes Bergedorf, Wentorfer Straße 38 a, Raum 004, 
21029 Hamburg, im oben angegebenen Zeitraum, und zwar 
montags bis freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie mon-
tags bis donnerstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr eingese-
hen werden.

Für die Einsichtnahme im Bezirksamt Bergedorf ist eine 
vorherige Terminabsprache erforderlich, und zwar wäh-
rend der oben genannten Uhrzeiten unter der Telefonnum-
mer 040 / 4 28 91 - 40 62. Während der oben genannten Uhr-
zeiten können Termine für den Auslegungszeitraum bereits 
vor Auslegungsbeginn vergeben werden. Die Terminab-
sprache ist erforderlich auf Grund der nötigen Hygie-
ne-Maßnahmen zur Eindämmung von COVID-19 (Corona-
virus SARS-CoV-2).

Für die Dienstgebäude bzw. die Auslegungsräume sind 
die einschlägigen Regelungen der Verordnung zur Eindäm-
mung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der 
Freien und Hansestadt Hamburg (Hamburgische SARS- 
CoV-2-Eindämmungsverordnung – HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO) in der jeweils geltenden Fassung zu beach-
ten. Insbesondere gelten für die Dienstgebäude bzw. die 
Auslegungsräume die Kontaktbeschränkungen nach § 1 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO. Trotz der erforderli-
chen Terminvergaben sind Wartezeiten möglich.

Die Flächennutzungsplanänderung erfolgt nach § 13 
BauGB im vereinfachten Verfahren, da durch diese Ände-
rung die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. 
Eine Umweltprüfung ist nicht Teil des Verfahrens.

Während der öffentlichen Auslegung können Stellung-
nahmen zu der ausliegenden Änderung des Flächennut-
zungsplans bei der Behörde für Stadtentwicklung und 
Wohnen und Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft schriftlich oder zur Niederschrift abgege-
ben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben. Eine Vereinigung im Sinne des 
§ 4 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsge-
setzes (UmwRG) ist in einem Rechtsbehelfsverfahren nach 
§ 7 Absatz 2 UmwRG gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 UmwRG 
mit allen Einwendungen ausgeschlossen, die sie im Rah-
men der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig gel-
tend gemacht hat, aber hätte geltend machen können.

Der Entwurf der Änderung des Flächennutzungsplans 
kann im oben genannten Zeitraum auch im Internet unter 
Verwendung des kostenlosen Online-Dienstes „Bauleitpla-
nung“ eingesehen werden. Zudem besteht hier die Möglich-
keit, Stellungnahmen „online“ abzugeben. Der Online-
Dienst kann unter der folgenden Adresse aufgerufen werden:

http://bauleitplanung.hamburg.de.

Hamburg, den 2. Februar 2022

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen
Amtl. Anz. S. 208

Öffentliche Auslegung einer Änderung 
des Landschaftsprogramms „Grünfläche 
auf der Gedenkstätte in Neuengamme“
Die Änderung des Landschaftsprogramms „Grünfläche 

auf der Gedenkstätte in Neuengamme“ (Verfahrensnum-
mer L 03/19) wird gemäß § 5 Absatz 2 des Hamburgischen 
Gesetzes zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes 
(HmbBNatSchAG) vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 
402), zuletzt geändert am 24. Januar 2020 (HmbGVBl. S. 92), 
öffentlich ausgelegt.

Das Gebiet der Änderung des Landschaftsprogramms 
liegt östlich der Straße Jean-Dolidier-Weg im Stadtteil 
Neuengamme (Bezirk Bergedorf, Ortsteil 606).

Im Landschaftsprogramm soll unter Beachtung des zu 
ändernden Flächennutzungsplans künftig das Milieu 
„Öffentliche Einrichtung“ in das Milieu „Grünanlage, ein-
geschränkt nutzbar“ geändert werden. In der Karte Arten- 
und Biotopschutz wird anstatt des Biotopentwicklungs-
raums 13b „Gemeinbedarfsflächen“ der Biotopentwick-
lungsraum 10e „Sonstige Grünanlage“ dargestellt.

Das Plangebiet der Änderung des Landschaftspro-
gramms umfasst etwa 4,3 ha.

Der Entwurf der Änderung des Landschaftsprogramms 
wird mit Beschluss, Erläuterungsbericht und Karten nach 
§ 5 Absatz 2 HmbBNatSchAG in der Zeit vom 25. Februar 
2022 bis 27. März 2022 an den Werktagen während der 
Dienststunden in der Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft, Amt für Naturschutz und Grünpla-
nung, Neuenfelder Straße 19, I. Obergeschoss (Eingangsbe-
reich), 21109 Hamburg, öffentlich ausgelegt.

Ein Duplikat der Änderung des Landschaftsprogramms 
kann im Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des 
Bezirksamtes Bergedorf, Wentorfer Straße 38 a, Raum 004, 
21029 Hamburg, im oben angegebenen Zeitraum, und zwar 
montags bis freitags von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr sowie mon-
tags bis donnerstags von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr eingese-
hen werden.

Für die Einsichtnahme im Bezirksamt Bergedorf ist eine 
vorherige Terminabsprache erforderlich, und zwar wäh-
rend der oben genannten Uhrzeiten unter der Telefonnum-
mer 040 / 4 28 91 - 40 62. Während der oben genannten Uhr-
zeiten können Termine für den Auslegungszeitraum bereits 
vor Auslegungsbeginn vergeben werden. Die Terminab-
sprache ist erforderlich auf Grund der nötigen Hygie-
ne-Maßnahmen zur Eindämmung von COVID-19 (Corona-
virus SARS-CoV-2).

Für die Dienstgebäude bzw. die Auslegungsräume sind 
die einschlägigen Regelungen der Verordnung zur Eindäm-
mung der Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 in der 
Freien und Hansestadt Hamburg (Hamburgische SARS- 
CoV-2-Eindämmungsverordnung – HmbSARS-CoV-2-Ein-
dämmungsVO) in der jeweils geltenden Fassung zu beach-
ten. Insbesondere gelten für die Dienstgebäude bzw. die 
Auslegungsräume die Kontaktbeschränkungen nach § 1 
HmbSARS-CoV-2-EindämmungsVO. Trotz der erforderli-
chen Terminvergaben sind Wartezeiten möglich.

Auskünfte zur Änderung des Landschaftsprogramms 
werden nur in der Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft unter der Telefonnummer 040 / 4 28 40 - 32 76 
erteilt.

Während der öffentlichen Auslegung können Stellung-
nahmen zu der ausliegenden Änderung des Landschafts-
programms bei der Behörde für Stadtentwicklung und 
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Wohnen und Behörde für Umwelt, Klima, Energie und 
Agrarwirtschaft schriftlich oder zur Niederschrift abgege-
ben werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 
können bei der Beschlussfassung über das Landschaftspro-
gramm unberücksichtigt bleiben.

Der Entwurf der Änderung des Landschaftsprogramms 
kann im oben genannten Zeitraum auch im Internet unter 
Verwendung des kostenlosen Online-Dienstes „Bauleitpla-
nung“ eingesehen werden. Zudem besteht hier die Möglich-
keit, Stellungnahmen „online“ abzugeben. Der Online-
Dienst kann unter der folgenden Adresse aufgerufen werden:

http://bauleitplanung.hamburg.de.

Hamburg, den 2. Februar 2022

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 209

Bekanntgabe des Ergebnisses einer Vor
prüfung des Einzelfalles zur Feststellung, 
ob eine Verpflichtung zur Durchführung 

einer Strategischen Umweltverträg
lichkeitsprüfung besteht – Änderung des 

Landschaftsprogramms (L 03/19) –
Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrar-

wirtschaft, Amt für Naturschutz und Grünplanung, führt 
im Zusammenhang mit der Änderung des Flächennut-
zungsplans (F 03/19) eine Änderung des Landschaftspro-
gramms „Grünfläche auf der Gedenkstätte in Neuen-
gamme“ (L 03/19) für den Bereich östlich der Straße Jean- 
Dolidier-Weg im Stadtteil Neuengamme (Bezirk Bergedorf) 
durch.

Für die Aufstellung oder Änderung von Landschaftspla-
nungen ist auf Grund von § 35 Absatz 1 des Gesetzes über 
die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung 
mit § 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprü-
fung in Hamburg (HmbUVPG) eine Strategische Umwelt-
prüfung durchzuführen. Bei nur geringfügiger Änderung 
oder der Festlegung der Nutzung kleiner Gebiete auf loka-
ler Ebene ist gemäß § 37 UVPG eine Strategische Umwelt-
prüfung nur dann durchzuführen, wenn eine Vorprüfung 
des Einzelfalles im Sinne von § 35 Absatz 4 UVPG ergibt, 
dass der Plan oder das Programm voraussichtlich erhebli-
che Umweltauswirkungen hat.

Die Änderung des Landschaftsprogramms (L 03/19) ist 
nur geringfügig. Die durchgeführte Vorprüfung gemäß der 
Anlage 6 des UVPG hat ergeben, dass durch das Planände-
rungsverfahren L 03/19 voraussichtlich keine erheblichen 
Umweltauswirkungen zu erwarten sind. Das Planände-
rungsverfahren beinhaltet die Integration der einst als Jus-
tizvollzugsanstalt zwischengenutzten Flächen in die umge-
bende Gedenkstätte Neuengamme. Das Landschaftspro-
gramm wird künftig das Milieu „Grünanlage, eingeschränkt 
nutzbar“ darstellen. In der Karte Arten- und Biotopschutz 
wird künftig der Biotopentwicklungsraum 10e „Sonstige 
Grünanlage“ dargestellt. Diese Änderungen führen zu kei-
nen erheblichen Umweltauswirkungen, da sie sich prioritär 
am Bestand, d. h. der Realnutzung orientieren und nur eine 
kleinflächige, lokale Wirksamkeit erzielen.

Es wurde daher von der Durchführung einer Strategi-
schen Umweltprüfung abgesehen.

Die Begründung zu dieser Entscheidung kann nach den 
Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes bei der 
Behörde für Umwelt, Klima, Energie und Agrarwirtschaft, 
Amt für Naturschutz und Grünplanung, Abteilung Land-
schaftsplanung und Stadtgrün, während der Dienststunden 
eingesehen werden.

Hamburg, den 2. Februar 2022

Die Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft

Amtl. Anz. S. 210

Bekanntgabe der Feststellung hinsichtlich 
einer UVP-Pflicht gemäß § 5 Absatz 2 

UVPG
Die Firma Airbus Operations GmbH hat mit Schreiben 

vom 16. Juni 2021 bei der Behörde für Umwelt, Klima, 
Energie und Agrarwirtschaft – Immissionsschutz und 
Abfallwirtschaft – eine Genehmigung nach § 16 des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes für die Änderung einer 
Anlage für den Bau von Luftfahrzeugen (Ziffer 3.25.1 (G) 
des Anhangs 1 zur 4. BImSchV) auf dem Betriebsgrund-
stück Kreetslag 10 in 21129 Hamburg beantragt.

Gemäß § 5 Absatz 1 des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) wurde auf Grundlage der 
Angaben des Vorhabenträgers sowie eigener Informationen 
geprüft, ob nach den §§ 6 bis 14 UVPG für das Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach § 9 
UVPG in Verbindung mit §§ 7 und 5 UVPG hat nach über-
schlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der einschlägi-
gen Kriterien nach Anlage 3 UVPG ergeben, dass durch 
das beantragte Vorhaben keine erheblichen nachteiligen 
Umweltauswirkungen auf die in § 2 Absatz 1 UVPG genann-
ten Schutzgüter hervorgerufen werden können, sodass die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
erforderlich ist.

Die wesentlichen Gründe für diese Entscheidung sind 
im UVP-Portal unter www.uvp-verbund.de/hh dargelegt.

Hamburg, den 3. Februar 2022

Die Behörde für Umwelt, Klima, Energie 
und Agrarwirtschaft

– Immissionsschutz und Abfallwirtschaft –
Amtl. Anz. S. 210

Änderung der personellen Besetzung  
der Enteignungsbehörde

Die personelle Besetzung der Enteignungsbehörde hat 
sich geändert.

Mit Verfügung der Finanzbehörde Nummer 1/2022 mit 
Wirkung vom 1. Februar 2022 wird Herr Nils Grohmann 
zum weiteren Vertreter des Vorsitzenden bestellt.

Die Bestellung von
– �Frau Nina-Sophie Graewe zur weiteren Vertreterin des 

Vorsitzenden,
– �Herrn Dr. Elmar Schleif zum Vorsitzenden,
– �Herrn Dr. Tim Schurig zum Vertreter des Vorsitzen-

den sowie
– �Frau Dr. Wibke Mellwig zur Befangenheitsvertreterin
gemäß Verfügungen Nummern 04/2018, 14/2019 und 

05/2020 werden hiermit aufgehoben.
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Die Bestellung von Frau Dr. Bettina Maaser-Siemers zur 
weiteren Vertreterin des Vorsitzenden gemäß Verfügung 
Nummer 14/2019 bleibt weiterhin bestehen.

Hamburg, den 3. Februar 2022

Die Finanzbehörde
als Enteignungsbehörde

Amtl. Anz. S. 210

Beabsichtigung einer teilflächigen 
Widmung von Wegeflächen im Bezirk 

Eimsbüttel – Binderstraße –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41) wird die im 
Bezirk Eimsbüttel, Ortsteil 301, Gemarkung Rotherbaum, 
belegene Wegefläche (Flurstück 905 teilweise) dem öffent
lichen Verkehr in der Straße Binderstraße mit sofortiger 
Wirkung gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan, der Bestandteil dieser Verfügung 
ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats im Zimmer 981 des 
Fachamtes Management des öffentlichen Raumes des 
Bezirksamtes Eimsbüttel, Grindelberg 66, 20144 Hamburg, 
zur Einsichtnahme für jedermann öffentlich aus und kann 
nach Terminvereinbarung eingesehen werden. Während 
dieser Zeit können alle, deren Interessen durch die beab-
sichtigte Maßnahme berührt werden, Einwendungen 
schriftlich vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 3. Februar 2022

Das Bezirksamt Eimsbüttel
Amtl. Anz. S. 211

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Rauschener Ring –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 8 in Verbindung mit § 6 des Hamburgischen 

Wegegesetzes in der Fassung vom 22. Januar 1974 (Hmb-
GVBl. S. 41, 83) mit Änderungen wird die im Bezirk 
Wandsbek, Gemarkung Hinschenfelde, Ortsteil 509, bele-
gene Verbreiterungsfläche Rauschener Ring (Flurstück 
1919 [116 m²]), vor Haus Nummer 13 b liegend, mit soforti-
ger Wirkung dem allgemeinen Verkehr gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sicht für jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte Maß-
nahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder zu 
Protokoll des Managements des öffentlichen Raumes des 
Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 28. Januar 2022

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 211

Beabsichtigung einer Widmung 
von Wegeflächen im Bezirk Wandsbek 

– Tycho-Brahe-Weg –
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung Jenfeld, 
Ortsteil 512, belegene Wegefläche Tycho-Brahe-Weg (Flur-
stück 866 teilweise), von der Rodigallee abzweigend, mit 
sofortiger Wirkung dem allgemeinen Fußgängerverkehr 
gewidmet.

Der räumliche Geltungsbereich der Widmung ergibt 
sich aus dem Lageplan (gelb markierter Bereich), der 
Bestandteil dieser Verfügung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management 
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am 
Alten Posthaus 2, Zimmer 214, 22041 Hamburg, zur Ein-
sicht für jedermann öffentlich aus. Während dieser Zeit 
können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte Maß-
nahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder zu 
Protokoll des Managements des öffentlichen Raumes des 
Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht 
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 28. Januar 2022

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 211
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Offenes Verfahren
1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 

auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:
Behörde für Justiz und Verbraucherschutz
Suhrenkamp 100
22335 Hamburg
Deutschland
+49 40428001421
+49 40427943264
luise.rauchhaupt@justiz.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)
Offenes Verfahren (EU) [VgV]  

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt
5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:
Erbringung zahnärztlicher Dienstleistungen für die 
JVA Fuhlsbüttel
Es soll ein Dienstleistungsvertrag zur Erbringung 
zahnärztlicher Dienstleistungen für die Justizvollzugs-
anstalt Fuhlsbüttel abgeschlossen werden.
Ort der Leistungserbringung: 22335 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

	 Losweise Ausschreibung: Nein 
7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen
8)	 Ausführungsfrist(en):

Vom 1. Mai 2022 bis 30. April 2026
Der Vertrag wird für die Dauer vom 1. Mai 2022 bis  
30. April 2024 geschlossen mit Verlängerungsoption 
bis zum 30. April 2026

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunterla-
gen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

	 https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/

d758f431-dbae-470b-9866-9357888989bc  
10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 

Bindefrist:
Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
7. März 2022, 12.00 Uhr 
Bindefrist: 1. Mai 2022, 0.00 Uhr

11)	 Entfällt
12)	 Entfällt
13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-

zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt:
Tabellarischer Lebenslauf / beruflicher Werdegang

Kopien der üblichen Unterlagen (u.  a. Approbations
urkunde, Nachweis gem. Strahlenschutzverordnung)  

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Niedrigster Preis

Hamburg, den 31. Januar 2022

Die Behörde für Justiz und Verbraucherschutz 165

Offenes Verfahren

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

Finanzbehörde Hamburg
Gänsemarkt 36
20354 Hamburg
Deutschland
+49 40428231386
+49 40427310686
ausschreibungen@fb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO):

Offenes Verfahren [UVgO]

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Glas- und Gebäudereinigung in der Grundschule und 
Stadtteilschule Stellingen, Brehmweg 60-62, 22527 
Hamburg für die Zeit ab 15. September 2022 bis auf 
Weiteres Ausgeschrieben wird die Glas- und Gebäude-
reinigung in der Grundschule und Stadtteilschule 
Stellingen, Brehmweg 60-62, 22527 Hamburg für die 
Zeit ab 15. September 2022 bis auf Weiteres.

Bei dem Objekt handelt es sich um zwei Schulen mit 
einer Gesamtreinigungsfläche von 18.114 qm und einer 
Glasreinigungsfläche von 4.198 qm.

Ort der Leistungserbringung: 22527 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

Losweise Ausschreibung: Nein  

7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):

Vom 15. September 2022 bis auf weiteres  

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunter
lagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

https://bieterportal.hamburg.de  

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
21. März 2022, 10.00 Uhr 
Bindefrist: 15. September 2022, 0.00 Uhr

11)	 Höhe geforderter Sicherheitsleistungen  
(§ 21 Abs. 5 UVgO): 

siehe Vergabeunterlagen  

12)	 Entfällt

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen ver-
langt:

siehe Vergabeunterlagen  

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 2. Februar 2022

Die Finanzbehörde 166

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb

1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 
auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

Behörde für Schule und Berufsbildung
Hamburger Straße 37
22083 Hamburg
Deutschland
+49 40427966183
ausschreibungen@bsb.hamburg.de

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)

Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb 
(EU) [VgV] 

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):

Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt

5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 
Leistungserbringung:

Hosting, Betrieb, Support und Weiterentwicklung des 
LMS.Lernen.Hamburg für die staatlichen Schulen, das 
Landesinstitut für Lehrerbildung und Schulentwick-
lung sowie den Instituten der Behörde für Schule und 
Berufsbildung Hamburg und für die Berufliche Hoch-
schule Hamburg 

Die Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB) 
möchte einen Auftragnehmer beauftragen, für das 
Lernmanagement lms.hamburg (Moodle basierte Lern-
plattform) das Hosting in einem Rechenzentrum, 
Betrieb sowie Wartung, Support und Weiterentwick-
lung inkl. Schulungen für alle staatlichen Schulen in 
Hamburg sowie für das Landesinstitut für Lehrer
bildung und Schulentwicklung und weitere Institute 
der Behörde sowie für die Berufliche Hochschule Ham-
burg umzusetzen. Das Hosting des Lernmanagement-
systems soll über ein Rechenzentrum durch den Auf-
tragnehmer gesteuert werden.

Ort der Leistungserbringung: Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung:

Losweise Ausschreibung: Nein  

7)	 Zulassung von Nebenangeboten:

Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Ausführungsfrist(en):

Vom 1. August 2022 bis 31. Juli 2027

Auftragsdauer fünf Jahre zuzüglicher einer optionalen 
Verlängerung um maximal fünf Jahre  

9)	 Elektronische Adresse, unter der die Vergabeunter
lagen abgerufen werden können oder die Bezeichnung 
und die Anschrift der Stelle, die die Vergabeunterlagen 
abgibt oder bei der sie eingesehen werden können:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/

e86d3bee-d350-4761-8a99-6d113c726b84  

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
1. März 2022, 12.00 Uhr

11)	 Entfällt 

12)	 Entfällt

13)	 Entfällt

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 3. Februar 2022

Die Behörde für Schule und Berufsbildung 167

Öffentliche Ausschreibung

a) 	 Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 200  
Telefax:  0 49 (0) 40 / 4 27 92 - 12 00 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de 
Internet: https://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

b) 	 Vergabeverfahren:

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabenummer: 22 A 0029

c) 	 Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und 
zur Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen:

Zugelassene Angebotsabgabe:

Elektronisch, in Textform, mit fortgeschrittener/m 
Signatur/Siegel, mit qualifizierter/m Signatur/Siegel.

d) 	 Art des Auftrags:

Ausführung von Bauleistungen

e) 	 Ort der Ausführung:

Bundeswehrkrankenhaus Hamburg, Haus 1,  
Lesserstraße 180, 22049 Hamburg

f) 	 Art und Umfang der Leistung:

Lieferung und Einbau von 2 Stück Kühlzellen,  
jeweils ca. 20  m²

g) 	 Entfällt

h) 	 Aufteilung in Lose: nein
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i) 	 Ausführungsfristen:

Beginn der Ausführung: 18. April 2022 
Fertigstellung oder Dauer der Leistungen:  
9. Dezember 2022

j) 	 Nebenangebote sind zugelassen.

k) 	 Mehrere Hauptangebote sind zugelassen.

l) 	 Bereitstellung/Anforderung der Vergabeunterlagen:

Vergabeunterlagen werden elektronisch zur Verfügung 
gestellt unter: https://abruf.bi-medien.de/D445998269

	 Nachforderung: Fehlende Unterlagen, deren Vorlage 
mit Angebotsabgabe gefordert war, werden nachgefor-
dert.

o)	 Ablauf der Angebotsfrist am 23. Februar 2022 um 
9.00 Uhr, Ablauf der Bindefrist am 23. März 2022.

p) 	 Adresse für elektronische Angebote:

https://www.bi-medien.de/

Anschrift für schriftliche Angebote: keine schriftlichen 
Angebote zugelassen.

q) 	 Sprache, in der die Angebote abgefasst sein müssen: 
deutsch

r) 	 Zuschlagskriterien:

Nachfolgende Zuschlagskriterien, ggfs. einschließlich 
Gewichtung: Preis 100 %

s) 	 Eröffnungstermin

23. Februar 2022 um 9.00 Uhr

Ort: Vergabestelle, siehe a)

Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:

Es sind keine Bieter und ihre Bevollmächtigten zum 
elektronischen Öffnungsverfahren zugelassen.

t) 	 Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen.

u) 	 Entfällt

v) 	 Rechtsform der/Anforderung an Bietergemeinschaften:

Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem 
Vertreter.

w) 	 Beurteilung der Eignung:

Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis 
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins 
für die Präqualifikation von Bauunternehmen e.V. 
(Präqualifikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nach
unternehmen ist auf gesondertes Verlangen nachzuwei-
sen, dass diese präqualifiziert sind oder die Vorausset-
zung für die Präqualifikation erfüllen.

Nicht präqualifizierte Unternehmen haben als vorläu-
figen Nachweis der Eignung mit dem Angebot das 
ausgefüllte Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ 
vorzulegen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind 
auf gesondertes Verlangen die Eigenerklärungen auch 
für diese abzugeben. Sind die Nachunternehmen 
präqualifiziert, reicht die Angabe der Nummer, unter 
der diese in der Liste des Vereins für die Präqualifika-
tion von Bauunternehmen e.V. (Präqualifikationsver-
zeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die 
Eigenerklärungen (auch die der Nachunternehmen) 
auf gesondertes Verlangen durch Vorlage der in der 
„Eigenerklärung zur Eignung“ genannten Bescheini
gungen zuständiger Stellen zu bestätigen. Bescheini-
gungen, die nicht in deutscher Sprache abgefasst sind, 
ist eine Übersetzung in die deutsche Sprache beizufügen.

Das Formblatt „Eigenerklärung zur Eignung“ ist 
erhältlich und wird mit den Vergabeunterlagen über-
mittelt.
Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner 
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6a Absatz 3 
VOB/A zu machen: keine

x) 	 Nachprüfung behaupteter Verstöße:
Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A) 
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen,  
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg,  
Telefon: 0 49 (0) 40 / 4 28 42 - 295
Sonstige Angaben: Auskünfte zum Verfahren und zum 
technischen Inhalt ausschließlich über die Vergabe-
plattform bi-medien.

Hamburg, den 3. Februar 2022

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 168

Auftragsbekanntmachung
Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) 	 Name und Adressen
Offizielle Bezeichnung:  
Bundesbauabteilung Hamburg, in Vertretung 
für die Bundesrepublik Deutschland  
Postanschrift: 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
NUTS-Code: DE600 
Land: DE 
Telefax: +49 (40)427921200 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de
Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse (URL):  
http://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

I.3) 	 Kommunikation
Die Auftragsunterlagen stehen für einen unein-
geschränkten und vollständigen direkten Zugang 
gebührenfrei zur Verfügung unter
https://abruf.bi-medien.de/D445928135
Weitere Auskünfte erteilt folgende Kontaktstelle:
Offizielle Bezeichnung: 
Bundesbauabteilung Hamburg,  
Kommunikation nur über bi-medien
Postanschrift: 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
NUTS-Code: DE600 
Land: DE
Kontaktstelle(n): 
Bundesbauabteilung Hamburg 
eMail: vergabestelle@bba.hamburg.de
Internet-Adresse(n):
Hauptadresse (URL):  
https://www.bi-medien.de
Angebote sind elektronisch einzureichen.  
http://www.bi-medien.de 
Schriftliche Angebote sind nicht zulässig.

I.4) 	 Art des öffentlichen Auftraggebers
Agentur/Amt auf zentral- oder bundesstaatlicher 
Ebene

214



Amtl. Anz. Nr. 13 Dienstag, den 15. Februar 2022

I.5) 	 Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1) 	 Umfang der Beschaffung

II.1.1) 	 Bezeichnung des Auftrags

BWK: Neubau Multifunktionsgebäude, Sanitär-
technik und Wasseraufbereitung (22 E 0021)

Referenznummer der Bekanntmachung:  
22 E 0021

II.1.2) 	 CPV-Code

45332400-7

II.1.3) 	 Art des Auftrags

Bauauftrag

II.1.4) 	 Kurze Beschreibung

Sanitärtechnik und Wasseraufbereitung  
(22 E 0021)

II.1.6) 	 Angaben zu den Lose

Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.2) 	 Beschreibung

II.2.2) 	 Weitere(r) CPV-Code(s)

45332200-5 
45332300-6

II.2.3) 	 Erfüllungsort

Nuts-Code: DE600

Hauptort Ausführung: 22049 Hamburg 
Bundeswehrkrankenhaus Hamburg, 
Lesserstraße 180, 22049 Hamburg

II.2.4) 	 Beschreibung der Beschaffung

Sanitärtechnik und Wasseraufbereitung für den 
Neubau des Multifunktionsgebäudes und Schiff-
fahrtmedizinischen Instituts auf dem Gelände 
des Bundeswehrkrankenhauses.

Leistungsumfang:

Schmutzwasser im Gebäude,
Labor- und VE-Abwasser,
Regenwasser im Gebäude,
Trinkwasser: 11,5°dH,
Laborwasser: 5°dH,
VE-Wasserversorgung,
Sanitär-Objekte und -Ausstattungsgegenstände,
Wasseraufbereitung,
Löschwasserabscheidung Hubschrauberlande-
platz.

Mengenübersicht:

8.000  m Abwasserleitung Guss
2.900  m Abwasserleitung Kunststoff
17.000m Stahlrohr niro
177 Waschbecken
152 WCs
1.771 Standbatterien elektromechanisch
47 Notduschen

Folgende Einzelfristen werden verbindliche 
Fristen gemäß §5 Absatz 1 VOB/B:

Beginn Werk- und Montageplanung mit Priori-
sierung 1. Bauabschnitt am 11. April 2022,

Beginn der Arbeiten auf der Baustelle  
am 2. Mai 2022,

Übergabe vollständige Werk- und Montagepla-
nung bis zum 10. Juni 2022.

II.2.5)	 Zuschlagskriterien: 

1. Kostenkriterium:

Kriterium: Preis, Gewichtung: 100 %

2. Qualitätskriterium:

Kriterium – Gewichtung 

II.2.7) 	 Laufzeit des Vertrags

Beginn (Datum): 11. April 2022 
Ende (Datum): 30. Mai 2024

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.2.10) 	 Angaben über Varianten/Alternativangebote

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2.11) 	 Angaben zu Optionen

Optionen: Nein

II.2.13) 	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union

Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird: Nein

ABSCHNITT III: RECHTLICHE,  
WIRTSCHAFTLICHE, FINANZIELLE  
UND TECHNISCHE ANGABEN

III.1) 	 Teilnahmebedingungen

III.1.1) 	 Befähigung zur Berufsausübung einschließlich 
Auflagen hinsichtlich der Eintragung in einem 
Berufs- oder Handelsregister

Auflistung und kurze Beschreibung der Bedin-
gungen:

Als Eigenerklärung vorzulegen

– 	 Angabe zur Mitgliedschaft bei der Berufsge-
nossenschaft

– 	 Angaben zur Zahlung von Steuern, Abgaben 
und Beiträgen zur Sozialversicherung

– 	 Angabe, dass nachweislich keine schwere Ver-
fehlung begangen wurde, die die Zuverlässig-
keit als Bewerber in Frage stellt

– 	 Angaben, ob ein Insolvenzverfahren oder ein 
vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren 
eröffnet/die Eröffnung beantragt/mangels 
Masse abgelehnt/ein Insolvenzplan rechtskräf-
tig bestätigt wurde oder ob sich das Unterneh-
men in Liquidation befindet

– 	 Eintragung im Berufs- oder Handelsregister 
des Sitzes oder Wohnsitzes des Unternehmens

III.1.3) 	 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

Auflistung und kurze Beschreibung der Eig-
nungskriterien:

Als Eigenerklärung vorzulegen

– 	 Zahl der in den letzten drei abgeschlossenen 
Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich be
schäftigten Arbeitskräfte, gegliedert nach 
Lohngruppen mit gesondert ausgewiesenem 
technischen Leitungspersonal

– 	 Ausführung von Leistungen, die mit der zu 
vergebenden Leistung vergleichbar sind
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ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) 	 Beschreibung

IV.1.1) 	 Verfahrensart
Offenes Verfahren

IV.1.3) 	 Angaben zur Rahmenvereinbarung
Keine Rahmenvereinbarung

IV.1.8) 	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)
Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Nein

IV.2) 	 Verwaltungsangaben

IV.2.2) 	 Schlusstermin für den Eingang der Angebote
4. März 2022, 1.00 Uhr

IV.2.4) 	 Sprache(n), in der (denen) Angebote eingereicht 
werden können
DE

IV.2.6) 	 Bindefrist des Angebots
Das Angebot muss gültig bleiben bis 29. April 
2022.

IV.2.7) 	 Bedingungen für die Öffnung der Angebote
4. März 2022, 9.00 Uhr
Ort: Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg
Angaben über befugte Personen und das Öff-
nungsverfahren:
Es sind keine Bieter oder bevollmächtigte Perso-
nen zum Öffnungsverfahren zugelassen.

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) 	 Angaben zur Wiederkehr des Auftrags
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) 	 Angaben zu elektronischen Arbeitsabläufen
Aufträge werden elektronisch erteilt
Die elektronische Rechnungsstellung wird 
akzeptiert
Die Zahlung erfolgt elektronisch

VI.3)	 Zusätzliche Angaben
Vergabeunterlagen in elektronischer Form:
Informationen zum Abruf der Vergabeunterla-
gen: siehe I.3).
Kommunikation:
Anfragen zum Verfahren können elektronisch 
über die B_I eVergabe (www.bi-medien.de) oder 
an die unter I.3) genannte Adresse gestellt wer-
den.
Angebotsabgabe:
Angebote können abgegeben werden:
– elektronisch mit Signatur,
– elektronisch in Textform.
Schriftliche Angebote sind nicht zugelassen!
Bei elektronischer Angebotsübermittlung in 
Textform ist der Bieter und die zur Vertretung 
des Bieters berechtigte natürliche Person zu 
benennen, bei elektronischer Angebotsübermitt-
lung ist das Angebot mit der geforderten Signatur 
zu versehen. Das Angebot ist zusammen mit den 

Anlagen bis zum Ablauf der Angebotsfrist über 
die B_I eVergabe (www.bi-medien.de) zu über-
mitteln.
Zugang zur elektronischen Kommunikation bzw. 
Angebotsabgabe als registrierter Nutzer der B_I 
eVergabe über den Menüpunkt – Meine Verga-
ben – unter dem B_I code D445928135 im Bereich 
– Mitteilungen – bzw. – Angebot –.
Informationen zu den Registrierungsmöglichkei-
ten sind zu finden unter:
https://bi-medien.de/ausschreibungsdienste.

VI.4) 	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) 	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren
Offizielle Bezeichnung: 
Bundeskartellamt 
Villemombler Straße 76,  
53123 Bonn, DE 
Telefon: +49 (228)94990 
Fax: +49 (228)9499163

VI.5) 	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung
27. Januar 2022

Hamburg, den 27. Januar 2022

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 169

Bekanntmachung vergebener Aufträge
Ergebnisse des Vergabeverfahrens Richtlinie 2014/24/EU

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) 	 Name und Adressen
Offizielle Bezeichnung:  
Bundesbauabteilung Hamburg, in Vertretung 
für die Bundesrepublik Deutschland
Postanschrift: 
Nagelsweg 47, 20097 Hamburg 
NUTS-Code: DE600 
Land: DE 
Telefax: +49 (40)427921200 
E-Mail: vergabestelle@bba.hamburg.de
Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse (URL):  
http://www.hamburg.de/ 
behoerdenfinder/hamburg/11255485

I.4) 	 Art des öffentlichen Auftraggebers
Agentur/Amt auf zentral- oder bundesstaatlicher 
Ebene

I.5) 	 Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

ABSCHNITT II: GEGENSTAND

II.1) 	 Umfang der Beschaffung

II.1.1) 	 BWK:
Umbau Haus 1 Südflügel Mitte, Kreuzbau,  
Interim, Gebäudereinigung (21 E 0353)
Referenznummer der Bekanntmachung:  
21 E 0353

II.1.2) 	 CPV-Code
90911200-8
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II.1.3) 	 Art des Auftrags
Dienstleistungen

II.1.4) 	 Kurze Beschreibung
Gebäudereinigungsleistungen Baureinigung  
(21 E 0353)

II.1.6) 	 Angaben zu den Lose
Aufteilung des Auftrags in Lose: Nein

II.1.7)	 Gesamtwert der Beschaffung (ohne MwSt.)
Wert: 66.940,– Euro

II.2) 	 Beschreibung

II.2.3) 	 Erfüllungsort
Nuts-Code: DE600
Hauptort Ausführung: 22049 Hamburg
Bundeswehrkrankenhaus, Lesserstraße 180, 
22049 Hamburg

II.2.4) 	 Beschreibung der Beschaffung
15.000  m² Baugrobreinigung mit Containerstel-
lung, Reinigung von Decken, Böden und Ein-
richtungsgegenständen

II.2.5)	 Zuschlagskriterien: 
1. Kostenkriterium:
Kriterium: Preis, Gewichtung: 100 %

II.2.11) 	 Angaben zu Optionen
Optionen: Nein

II.2.13) 	 Angaben zu Mitteln der Europäischen Union
Der Auftrag steht in Verbindung mit einem Vor-
haben und/oder Programm, das aus Mitteln der 
EU finanziert wird:  Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) 	 Beschreibung

IV.1.1) 	 Verfahrensart
Offenes Verfahren

IV.1.3) 	 Angaben zur Rahmenvereinbarung
Keine Rahmenvereinbarung

IV.1.8) 	 Angaben zum Beschaffungsübereinkommen (GPA)
Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Nein

IV.2) 	 Verwaltungsangaben

IV.2.1) 	 Frühere Bekanntmachung zu diesem Verfahren
Bekanntmachungsnummer 
im ABl. 2021/S 215 - 565689

ABSCHNITT V: AUFTRAGSVERGABE
Auftrags-Nr.: 21 E 0353
Bezeichnung:  
Gebäudereinigungsleistungen Baureinigung

V.1) 	 Information über die Nichtvergabe
Der Auftrag wurde vergeben

V.2.1) 	 Tag des Vertragsabschlusses
29. Dezember 2021

V.2.3) 	 Name und Anschrift des Wirtschaftsteilnehmers, 
zu dessen Gunsten der Zuschlag erteilt wurde

Offizielle Bezeichnung:  
Bockholdt GmbH & Co. KG 
Postanschrift: Gutenbergstraße 10,  
23566 Lübeck, DE
Nuts-Code: DEF03
Der Auftragnehmer ist ein KMU: Nein

V.2.4) 	 Angaben zum Wert des Auftrags (ohne MwSt.)
Wert: 66.940,– Euro

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.4) 	 Rechtsbehelfsverfahren/Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) 	 Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/Nachprü-
fungsverfahren
Offizielle Bezeichnung: 
Bundeskartellamt 
Villemombler Straße 76,  
53113 Bonn, DE 
Telefon: +49 (228)94990 
Fax: +49 (228)9499163

VI.5) 	 Tag der Absendung dieser Bekanntmachung
31. Januar 2022

Hamburg, den 31. Januar 2022

Die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
– Bundesbauabteilung – 170

Offenes Verfahren
Verfahren: BIS 20222120027 – Kauf von zwei Geräte-

kraftwagen für die Feuerwehr Hamburg 
Auftraggeber: Behörde für Inneres und Sport – Polizei –
1)	 Bezeichnung und Anschrift der zur Angebotsabgabe 

auffordernden Stelle, der den Zuschlag erteilenden 
Stelle sowie der Stelle, bei der die Angebote oder Teil-
nahmeanträge einzureichen sind:

	 Behörde für Inneres und Sport – Polizei –,  
LPV 21 (Submissionsstelle),  
Mexikoring 33, 22297 Hamburg 

2)	 Verfahrensart (§§ 8 ff. UVgO)
Offenes Verfahren (EU) [VgV]  

3)	 Form, in der Teilnahmeanträge oder Angebote einzu-
reichen sind (§ 38 UVgO):
Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

4)	 Entfällt
5)	 Art der Leistung, Umfang der Leistung, sowie Ort der 

Leistungserbringung:
Kauf von zwei Gerätekraftwagen für die Feuerwehr 
Hamburg
Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH), vertreten 
durch die Zentrale Vergabestelle der Behörde für Inne-
res und Sport (ZVST) – organisatorisch angebunden 
bei der Polizei Hamburg – beabsichtigt im Auftrag der 
Feuerwehr Hamburg den Abschluss eines Vertrages 
über die Herstellung und Lieferung von zwei Geräte-
kraftwagen (GKW) für die Freiwillige Feuerwehr 
Hamburg.
Ort der Leistungserbringung: 20539 Hamburg

6)	 Anzahl, Größe und Art der Lose bei Losaufteilung  
(§ 22 UVgO): 

	 Losweise Ausschreibung: Nein  
7)	 Zulassung von Nebenangeboten (§ 25 UVgO):
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Nebenangebote sind nicht zugelassen

8)	 Entfällt

9)	 Die elektronische Adresse unter der die Vergabeunter-
lagen abgerufen werden können 

	 www.bieterportal.hamburg.de 

10)	 Ende der Teilnahme- oder Angebotsfrist und Ende der 
Bindefrist:

Teilnahme- oder Angebotsfrist:  
28. Februar 2022, 12.00 Uhr 
Bindefrist: 30. April 2022, 0.00 Uhr 

11)	 Entfällt

12)	 Entfällt

13)	 Die mit dem Angebot oder dem Teilnahmeantrag vor-
zulegenden Unterlagen, die der Auftraggeber für die 
Beurteilung der Eignung des Bewerbers oder Bieters 
und des Nichtvorliegens von Ausschlussgrunden ver-
langt:

siehe Vergabeunterlagen 

14)	 Zuschlagskriterien, sofern nicht in den Vergabeunter-
lagen genannt (§ 43 UVgO):

Wirtschaftlichstes Angebot:  
UfAB 2018: Einfache Richtwertmethode

Hamburg, den 31. Januar 2022

Die Behörde für Inneres und Sport
– Polizei – 0000

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VgV OV 007-22 DK 

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des öffentlichen Auftrags: 
Greifswalder Straße 40 in 20099 Hamburg

Bauauftrag: Baustelleneinrichtung

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 74.000,– Euro

voraussichtliche Vertragslaufzeit: 
Beginn: schnellstmöglich nach Beauftragung; 
Fertigstellung: ca. April 2024

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. März 2022 um 12.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: 	  
https://hamburg.de/lieferungen-und-leistungen/.

Hinter dem „LINK Bieterportal“ sind im Bieterportal die 
Vergabeunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung 
zum Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Ein Versand der „Fragen & Antworten“ per E-Mail erfolgt 
nur dann automatisch aus der elektronischen Vergabe, 
sofern Sie als Bieter im Bieterportal registriert sind und als 
solcher angemeldet auf die Ausschreibung zugegriffen 
haben.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Hamburg, den 2. Februar 2022

Die Finanzbehörde 171

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 036-22 CR
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Außenanlagen, Von-Moltke-Bogen 40- 44, 
21035 Hamburg
Bauauftrag: Garten- und Landschaftsbau
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 644.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. April 2022; 
Fertigstellung: ca. August 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. März 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://www.hamburg.de/bauleistungen/.
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 2. Februar 2022

Die Finanzbehörde 172

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB OV 044-22 PF
Verfahrensart: Offenes Verfahren
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Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Ersatzbau Schule, Kamminer Straße 4 in 22147 Hamburg

Bauauftrag: Starkstrom

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 322.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. August 2022; 
Fertigstellung: ca. Juni 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://www.hamburg.de/bauleistungen/.

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 28. Januar 2022

Die Finanzbehörde 173

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 046-22 PF

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Ersatzbau Schule, Kamminer Straße 4 in 22147 Hamburg

Bauauftrag: WDVS

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 123.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Oktober 2022; 
Fertigstellung: ca. Januar 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 

vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://www.hamburg.de/bauleistungen/.

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 28. Januar 2022

Die Finanzbehörde 174

Offenes Verfahren

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 041-22 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Ersatzbau Schule, Kamminer Straße 4 in 22147 Hamburg

Bauauftrag: Putz

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 175.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. September 2022; 
Fertigstellung: ca. Januar 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
2. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://www.hamburg.de/bauleistungen/.

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
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Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://www.schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 31. Januar 2022

Die Finanzbehörde 175

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 038-22 IE
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangszentrum, 
Charlottenburger Straße 84 in 22045 Hamburg
Bauauftrag: Sanitär
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 172.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. April 2022 bis November 2023
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. März 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de
Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/
Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.
Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.
Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.
Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 26. Januar 2022

Die Finanzbehörde 176

Offenes Verfahren
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB OV 047-22 IE

Verfahrensart: Offenes Verfahren

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Neubau GS Baakenhafen, Baakenallee 33  
in 20457 Hamburg

Bauauftrag: Prallwand

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 165.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Februar 2023; 
Fertigstellung: ca. März 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 1. Februar 2022

Die Finanzbehörde 177

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg
Vergabenummer: SBH VOB ÖA 044-22 JS
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
STS Eidelstedt, Sanierung Geb. 1, 2, 17, 
Lohkampstraße 145 in 22523 Hamburg
Bauauftrag: Bodenbelag
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 50.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. August 2022 bis ca. Dezember 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. März 22022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
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Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 3. Februar 2022

Die Finanzbehörde 178

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 045-22 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
STS Eidelstedt, Sanierung Geb. 1, 2, 17, 
Lohkampstraße 145 in 22523 Hamburg

Bauauftrag: Abbruch

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 149.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Mai 2022 bis ca. Oktober 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 3. Februar 2022

Die Finanzbehörde 179

Öffentliche Ausschreibung 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 046-22 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
STS Eidelstedt, Sanierung Geb. 1, 2, 17, 
Lohkampstraße 145 in 22523 Hamburg

Bauauftrag: Metallbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 293.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Mai 2022 bis ca. Oktober 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 3. Februar 2022

Die Finanzbehörde 180
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Öffentliche Ausschreibung 

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 047-22 PF

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
STS Eidelstedt, Sanierung Geb. 1, 2, 17, 
Lohkampstraße 145 in 22523 Hamburg

Bauauftrag: Dachdecker und Klempner

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 165.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
ca. Mai 2022 bis ca. August 2022

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
1. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 43

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 3. Februar 2022

Die Finanzbehörde 181

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 012-22 SW

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangszentrum, Charlottenburger Straße 84 
in 22045 Hamburg

Bauauftrag: Elektro

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 131.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. April 2022 bis Oktober 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
3. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.

Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 2. Februar 2022

Die Finanzbehörde 182

Öffentliche Ausschreibung

Auftraggeber: SBH | Schulbau Hamburg

Vergabenummer: SBH VOB ÖA 035-22 AS

Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung

Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags: 
Sanierung Eingangszentrum, Charlottenburger Straße 84 
in 22045 Hamburg

Bauauftrag: Trockenbau

Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 99.000,– Euro

Ausführungsfrist voraussichtlich: 
Beginn: ca. Mai 2022 bis Juli 2023

Schlusstermin für die Einreichung der Angebote: 
3. März 2022 um 10.00 Uhr

Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische 
Angebotsabgabe zugelassen.

Kontaktstelle: 
SBH | Schulbau Hamburg 
Einkauf/Vergabe 
vergabestellesbh@sbh.hamburg.de

Antworten finden Sie auf der Zentralen Veröffentlichungs-
plattform unter: https://hamburg.de/bauleistungen/.

Hinter dem Wort „Link“ sind im Bieterportal die Verga-
beunterlagen für die hier ausgeschriebene Leistung zum 
Download kostenfrei hinterlegt.

Dort gelangen Sie auch in die elektronische Vergabe. Nach 
Anmeldung im Bieterportal können Sie Ihr Angebot rein 
elektronisch abgeben.
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Sofern Sie sich nicht im Bieterportal anmelden, erhalten Sie 
die „Fragen & Antworten“ im laufenden Verfahren nicht 
direkt per E-Mail und können Ihr Angebot nicht unter-
stützt durch den Bieterassistenten elektronisch einreichen.

Es erfolgt kein Versand der Vergabeunterlagen per Post 
oder E-Mail.

Die Bekanntmachung sowie die „Fragen & Antworten“ 
während des Verfahrens finden Sie zudem auf der Home-
page des Landesbetriebes SBH | Schulbau Hamburg unter: 
https://schulbau.hamburg/ausschreibungen/.

Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 2. Februar 2022

Die Finanzbehörde 183

Öffentliche Ausschreibung 

a)	 Bezirksamt Harburg 
Harburger Rathausplatz 1 
21073 Hamburg 
Deutschland

b)	 Öffentliche Ausschreibung [VOB] 

c)	 Die Einreichung der Angebote/Teilnahmeanträge darf 
nur elektronisch erfolgen

d)	 Bauleistung

e)	 21077 Hamburg

f)	 Leistung: Erschließungsstraße Am Hohen Knäbel

	 Vergabe-Nr.: BA-H VOB ÖA 07/2022

	 Erschließungsstraße Am Hohen Knäbel

	 Straßenbauarbeiten mit Grundausbau  
Am Hohen Knäbel

g)	 Entfällt

h)	 Entfällt

i)	 Vom 4. April 2022 bis 30. Juni 2022

j)	 Nebenangebote sind nicht zugelassen

k)	 Mehrere Hauptangebote sind nicht zulässig

l)	 Die Auftragsunterlagen stehen gebührenfrei zur Verfü-
gung unter:

https://fbhh-evergabe.web.hamburg.de/ 
evergabe.bieter/api/external/deeplink/subproject/

9f4236e1-76a2-41c6-8780-d1e4a6b15f5e

Für schriftliche Anfragen:

Bezirksamt Harburg,  
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
D4

Harburger Rathausplatz 4 
21073 Hamburg

E-Mail:  
wirtschaft-bauen-umwelt@harburg.hamburg.de 

Fragen und Antworten während des Verfahrens wer-
den ebenfalls auf der Ausschreibungsplattform bekannt 
gemacht; ein Versand per E-Mail ist nicht möglich.

m)	 Entfällt
n)	 Der Teilnahmeantrag ist nach Maßgabe der lit. c) im 

verschlossenen Umschlag (bzw. elektronisch) mit kor-
rekter Auftragsbezeichnung des Auftraggebers einzu-
reichen.
Der Teilnahmeantrag muss etwaige durch Nachunter-
nehmer auszuführende Leistungen angeben. Auf 
gesondertes Verlangen sind dazu Nachweise und Anga-
ben zum von der Vergabestelle bestimmten Zeitpunkt 
vorzulegen.

o)	 1. März 2022, 10.00 Uhr 
1. April 2022

p)	 Elektronische Angebote sind einzureichen unter:

„http://www.bieterportal.hamburg.de“

Schriftliche Angebote sind einzureichen an:

Bezirksamt Harburg,  
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
D4

Harburger Rathausplatz 4 
21073 Hamburg

q)	 Deutsch

r)	 Niedrigster Preis

s)	 1. März 2022, 10.00 Uhr

t)	 entspr. BVB Vertragsbedingungen 

u)	 Entfällt

v)	 Die Rechtsform der Bietergemeinschaft nach der Auf-
tragserteilung muss eine gesamtschuldnerisch haftende 
Arbeitsgemeinschaft mit bevollmächtigtem Vertreter 
sein.

w)	 Präqualifizierte Unternehmen führen den Eignungs-
nachweis durch ihren Eintrag in die Liste des „Vereins 
für Präqualifikation von Bauunternehmen e.V.“ (sog. 
Präqualifikationsverzeichnis).

Beim Einsatz von Nachunternehmern ist auf gesonder-
tes Verlangen deren Präqualifikation nachzuweisen.

Nicht Präqualifizierte Unternehmen haben als vor-
läufigen Eignungsnachweis bestimmte Eigenerklärun-
gen auf dem gesonderten Formblatt „Eignung“ der 
Vergabeunterlagen abzugeben. Von den Bietern der 
engeren Wahl sind die Eigenerklärungen auf Verlan-
gen durch (ggf. deutschsprachig übersetzte) Bescheini-
gungen zu bestätigen.

Darüber hinaus sind zum Nachweis der Eignung wei-
tere Angaben gemäß § 6a Abs. 3 VOB/A im Wege eines 
Einzelnachweises zu machen. Die Angaben zu einzel-
nen Eignungsnachweisen sind dem Formblatt „6-030 
Eignung“ den Vergabeunterlagen zu entnehmen.

x)	 Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen

	 Bezirksamt Harburg,  
Dezernat Wirtschaft, Bauen und Umwelt 
D4

	 Harburger Rathausplatz 4 
21073 Hamburg

Hamburg, den 7. Februar 2022

Das Bezirksamt Harburg 184
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Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 010-22 SW
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
HWSP 01 HAW BLT7, Berliner Tor 7 in 20099 Hamburg
Bauauftrag: Lüftung
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 20.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
ca. Mai 2022 bis September 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
2. März 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter: 
https://hamburg.de/bauleistungen/.
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 1. Februar 2022

GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH 185

Öffentliche Ausschreibung
Auftraggeber:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Vergabenummer: GMH VOB ÖA 011-22 SW
Verfahrensart: Öffentliche Ausschreibung
Bezeichnung des Öffentlichen Auftrags:
HWSP 01 HAW BLT7, Berliner Tor 7 in 20099 Hamburg
Bauauftrag: Blitzschutz
Geschätzter Auftragswert ohne MwSt: 13.000,– Euro
Ausführungsfrist voraussichtlich:
ca. Mai 2022 bis September 2022
Schlusstermin für die Einreichung der Angebote:
2. März 2022 um 10.00 Uhr
Hinweis: Es ist ausschließlich die elektronische
Angebotsabgabe zugelassen.
Kontaktstelle:
GMH | Gebäudemanagement Hamburg GmbH
Einkauf/Vergabe
einkauf@gmh.hamburg.de
Die Bekanntmachung sowie die Ausschreibungsunterlagen 
und Auskunftserteilungen finden Sie auf der zentralen Ver-
öffentlichungsplattform unter: 
https://hamburg.de/bauleistungen/.
Die Bekanntmachung und Auskunftserteilungen erreichen 
Sie unter: https://gmh-hamburg.de/ausschreibungen/.
Das Eröffnungsprotokoll steht allen am Verfahren beteilig-
ten Bietern nach Öffnung der Angebote über den Bieteras-
sistenten zum eigenen Download zur Verfügung. Sie finden 
die Datei im Register „Meine Angebote“ in der Spalte 
„Dokumente“.

Hamburg, den 1. Februar 2022
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